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** Die Neviflon der Verfaſſung. 
Zweiter ent n 

ir haben in unſerm erſten Artikel über die Re⸗ 
3008 Verfaſſung (Nr. 218 d. 3.) den allgemei⸗ 
nen Grundſatz zu entwickeln geſucht, der bei der Re⸗ 
viſton maßgebend ſein muß. Wir ſind dabei von der 
Anſicht ausgegangen, daß das Prinzip der Ein⸗ 
heit, auf welches jede Regierung ſich ſtützen muß, und 
das in den abſoluten Monarchien in der Perſon des Selbſt⸗ 
herrſchers, in Republiken in den Parlamenten ruht, in der 
konſtitutionellen Monarchie nur durch die Vermittelung der 
monarchiſchen Gewalt mit der der Volksvertretung 
gewonnen werden kann, und haben dabei die Behaup⸗ 
tung ausgeſprochen, daß das demokratiſche Prin⸗ 
zip eine ſolche Vermittelung nicht zulaſſe. Wir 
ſprachen dies mit dem Satze aus: „ein demokratiſches 
Königthum iſt ein Unding.“ 

Ehe wir auf die weitere Unterſuchung unſeres The⸗ 
mas eingehen, müſſen wir noch Einiges über die Un⸗ 
verträglichkeit des dentokratiſchen Prinzips mit der 
Idee des Königthums auseinanderſetzen. Die Demo⸗ 
traten vom reinen Waſſer, das glauben wir überzeugt 
zu ſein, ſtimmen in dieſem Punkte vollkommen mit 
uns überein. Dieſe haben zu viel Reſpekt vor dem 
Prinzip, das ſie vertreten, um ihm ſelbſt ins Geſicht 
zu ſchlagen und ihm prinzipiell die Spitze abzubre⸗ 
chen. Kein Demokrat aus Prinzip wird ſo ſehr 
mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerathen, um das Kö⸗ 
nigthum ebenfalls im Peinzip anzuerkennen; er 
nimmt es als Thatſache hin, die bei der erſten gün⸗ 
ſtigen Gelegenheit aufgehoben werden muß. Es iſt 
gegen dieſe Logik nichts zu erheben, ſobald man ſich 
zu dem Prinzip. der Demokratie bekennt. 

Allein es giebt auch Demokraten aus Nei⸗ 
gung, Männer, deren Freiheitsbeſtrebungen mehr in 
Gefühlen, als in Prinzipien wurzeln und die in edler 
Begeiſterung für das Volkswohl ſich überall anſchlie⸗ 
ßen, wo ſie daſſelbe fördern zu können glauben. Dieſe 
Gefühls⸗Demokraten meinen es e ale dem 

ifchen Königthum,“ vergeſſen jedoch, 
N 5170 — prinzipiellen Demo⸗ 
kratie belächelt und gar nicht als demokratiſch aner⸗ 
kannt werden. Die Verbindung, die hier zwiſchen 
Prinzip und Neigung exiſtirt, iſt eine unnatürliche 
und beruht eigentlich auf einer Begriffsverwechſelung, 
denn thatſächlich ſind die Demokraten aus Neigung 
ar keine Demokraten, wenn man anders den Begriff 
der Partei nicht verwiſchen will. Die eigentliche De⸗ 
mokratie in Deutſchland hat ihr Muſter aus Frank⸗ 
teich geholt und hier wie dort find dieſelben Grund⸗ 
ſätze gelehrt worden. Man kann ihr, auch ohne ſich 
zu ihr zu bekennen, doch die Berechtigung einer Par⸗ 
tei nicht verſagen, die für bereits bekannte Prinzipien 
in die Schranken getreten iſt. Jene Andern dagegen, 
die ſich aus volksthümlicher Geſinnung der Fahne der 
Demokratie angeſchloſſen haben, im Prinzip dagegen 
von den eigentlichen Demokraten ganz abweichen, wer⸗ 
den ewig Fremdlinge in dieſem Lager bleiben und nie⸗ 
mals eine ſichere und feſte Stellung darin gewinnen. 

Wenn dieſe Letzteren ſagen: wir erkennen in dem 
erblichen Königthume das Stabile und Dauernde der 
Geſellſchaft, d. h. das Symbol und den Grundſtein, 
durch welchen ein Volk zum Staate geworden iſt und 
welche es daher nicht aufgeben kann, ohne feine ſtaatliche 
Exiſtenz ſelbſt in Frage zu ſtellen, allein wir wollen inner⸗ 
halb dieſes Staates das Intereſſe des ganzen Volkes geſi⸗ 
chert wiſſen und keinen Staat von Beamten und 
Privilegirten im Staate haben, — ſo ſtimmen wir 
mit ihnen vollkommen überein, und ſagen: auch wir 
erkennen die Nothwendigkeit volksthümlicher Inſtitu⸗ 
tionen neben und mit der Erhaltung des erblichen 
Königthums. Wenn uns jene Herren aber ein ſolches 
Königthum „demokratiſch“ nennen und das belgiſche 
und engliſche Königthum als ſolches bezeichnen, fo 
iſt das irrthümlich und ein ganz willkürlicher Gebrauch 
des Wortes „demokratiſch,“ den jeder gründliche Des 
mokrat perhorresciren wird. Nach den Lehren der 
Demokratie kann weder Belgien noch England auf 
den Titel „demokratiſch“ Anſpruch machen, und der 
neue Stempel, mit der Inſchrift: „demokratiſch“ ift 
ſchwerlich zu einem prägnanten Abdruck geeignet. 

Wie übrigens die prinzipielle Demokratie 


daß 


das „demokratiſche Königthum“ verſteht, iſt ganz 
klar aus den Petitionen zu erſehen, die der „Cen⸗ 
tral⸗Ausſchuß der deutſchen Demokraten“ 
im verfloſſenen Winter im ganzen Lande verbreitet und 
an die zweite Kammer gerichtet haben wollte. Dieſe 
Petitionen verlangten 1) direkte, jedes Jahr zu er⸗ 
neuernde Wahlen, nebſt dem Rechte der Zurückberu⸗ 
fung der Abgeordneten durch die Wähler; 2) das Ein⸗ 
kammerſyſtem; 3, das Volksveto für die Feſtſtel⸗ 
lung der Verfaſſung und aller dazu gehörigen Geſetze, 
da die Demokratie auch die abſolute Macht der Par: 
lamente nicht anerkenne; die Verfaſſung nebft den 
dazu gehörigen Geſetzen müſſen daher ſämmtlichen Ur⸗ 
wählern des Landes zukommen, wenn ſie Geſetzeskraft 
erhalten ſollen; 4) direkte Wahl der Richter und Ges 
ſchwornen durch das Volk. — 

Ein Königthum mit ſolchen Inſtitutionen wäre aller⸗ 
dings ein „demokratiſches“ in der richtigſten Bedeu⸗ 
tung des Wortes; daß ein ſolches Königthum aber 
ein Unding iſt, bedarf gewiß keiner beſondern Beweis 
führung. 

Unſere Aufmerkſamkeit wird indeß bei der gegen⸗ 
wärtigen Reviſion der Verfaſſung nach einer ganz 
andern Seite hingelenkt, von welcher aus in entgegen⸗ 
geſetzter Weiſe eben ſo extreme Uebergriffe drohen, wie 
die eben berührten Seitens der Demokraten. Wie dieſe 
mit dem Königthum, ſo gerade halten es die Kleiſt⸗ 
Retzow und Genoſſen mit der Konſtitution. Wir 
werden die Ausführung dieſes Satzes den Leſern nicht 
ſchuldig bleiben. 


Pre u p e n. 
Sammer: Verhandlungen. 


J. Kammer. 44ſte Sitzung vom 25. Septbr. 
Präſident v. Auerswald eröffnet um 10%, Uhr 
die Sitzung. Am Miniſtertiſche Graf Branden⸗ 
burg, v. Strotha, Simons. 
Im 1. Poſener Wahlbezirk iſt Major v. Voigts⸗ 
Rheetz gewählt und bereits eingetreten. 
Als Stellvertreter des Kriegsminiſters wird für die 
heutige Sitzung der geheime Reg.⸗Rath Fleck ange: 
kündigt. 
Tagesordnung: Berathung über Art. 39 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde, welcher lautet: 
„Vorſtehende Beſtimmungen (Art. 38) finden auf die 
Thronlehen, das königliche Haus: und Fideikommiß, jo wie 
auf die außerhalb des Staats belegenen Leden, und die ehemals 
reichsunmittelbaren Beſitzungen und Fideikommiſſe, in ſo 
fern letztere durch das deutſche Bundesrecht gewährleiſtet 
ſind, zur Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverhältniſſe der⸗ 
ſelben ſollen durch beſondere Geſetze geordnet werden.“ 
Die Kommiſſion hat die unveränderte Annahme die⸗ 
ſes Artikels empfohlen, was auch ohne Debatte ge⸗ 
ſchieht. a 
Art. 40 lautet: 
„Das Recht der freien Verfügung über das Grundeigen⸗ 
thum unterliegt keinen anderen Beſchränkungen, als denen 
der allgemeinen Geſetzgebung. Dle Theilbarkeit des Grund⸗ 
eigenthums und die Ablösbarkeit der Grundlaſten wird ge⸗ 
währleiſtet. Für die todte Hand ſind Beſchränkungen des 
Rechts, Liegenſchaften zu erwerben und über ſie zu verfü⸗ 
gen, zuläſſig.“ 
„Ohne Entſchädigung ſind aufgehoben: 
1) Die Gerichtsherrlichkeit und die grondherrliche Polizei 
ſammt den aus dieſen Rechten fließenden Befugniſſen, 
Exemtionen und Abgaben. 
; a 7 1 et ber 7 5 Gemeinde⸗Ordnung 
leibt es bei den bisherigen Beſtim 
der Polizei⸗Verwaltung. 4 ſtimmungen hinſichtlich 
Die aus dem guts⸗ und ſchutzherrlichen Verbande flie⸗ 
ßenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Ge⸗ 
genleiſtungen und Laſten weg, welche den bisher Be: 
rechtigten dafür oblagen. 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt nur 
die Uebertragung des vollen Eigentt ums zuiäffigs jedoch 
kann auch hier ein feſter ablösbarer Zins vorbehalten 
werden. r 

Die weitere Ausführung dieſer Beſtimmung bleibt 
befonderen Geſetzen vorbehalten.“ 

Die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember v. J. 
immt in den zwei erſten Sätzen mit der Vorlage 
der Kommiſſion überein, den dritten Satz hat ſie gar 
hy dann lautet fie: 
„Aufgehoben ohne Entſchädigung ſind: 5 
a) die Gaeich aherrüchken, die 97 9 Polizei und 
obrigkeitliche Gewalt, fo wie die gewiffen Grundſtücken 
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zuſtehenden Hoheitsrechte und Privile 
. und Liegen Pen 2 
rechtigten oblagen. 4 

Bis zur Emanirung der neuen Gemeinde⸗Ordnung 

bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen hinſchtlich 

der Polizei Verwaltung. 

die aus dieſen Befugniſſen, aus der Schutzherrlichkeit, 

der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer⸗ 

und Gewerbeverfaſſung herſtammenden Verpflichtungen. 

„Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt nur 

die Uebertragung des vollen Eigenthums zuläſſig; je⸗ 

doch kann auch hier ein feſter ablösbarer Zins vor⸗ 
behalten werden.“ 
Die vielen zu dieſem Artikel geſtellten Amendements 
werden unterſtützt. Es meldet ſich eine große Anzahl 
Abgeordneter zum Wort. N 

Graf zu Limburg⸗Stirum: Die Kammer, welche 
vor einigen Tagen die Unverletzlichkeit des Eigenthums 
ſanktionirte, hat daſſelbe geſtern auf das Empfindlichſte 
verletzt. 

Präfident weiſt den Redner wegen Verletzung 
des parlamentariſchen Brauchs zurecht, worauf 
dieſer an die Verſammlung appellirt, aber nach der 
Geſchäftsordnung zurückgewieſen wird. 

Graf Limburg-Stirum (größtentheild ableſend) 
hebt, fortfahrend in feiner Rede, fein Streben nach 
bürgerlicher Freiheit hervor und verwahrt ſich gegen 
reaktionäre Abſichten. Die Kammer hat geſtern der 
konſtitutlonellen Regierung einen harten Stoß verſetzt; 
dieſes zeige von unrechtem Haß gegen die Ariſtokratie 
(Unwillige Unterbrechung.) Schleſien hat 
etwa 3000 Fideikommiß⸗ und Rittergutsbeſitzer, davon 
haben vielleicht 700 derſelben 6—8000 Rthlr. Reve⸗ 
nüen; der größte Theil iſt jetzt dem Bettelſtabe nahe. 
Eine Eingabe ſchleſiſcher Rittergutsbeſitzer an den Mi⸗ 
niſter Eichmann ergab, daß unter 60 nur noch 8 
oder 9 im Stande ſeien, ihre Klaſſenſteuer zu bezah⸗ 
len; der Herr Miniſter habe aber mit helfenden Maß⸗ 
regeln warten wollen, bis einige Herren Hungers ge⸗ 
ſtorben ſeien. Die Schuldenmaſſe der ſchleſiſchen 
Güter ſei 47 Mill. ſtark und vermehre ſich bei jeder 
Verſchlimmerung der pölitiſchen Konſtellationen, wie 
in ſchlechten Jahren. Dennoch ſei die geringſte Er⸗ 
höhung der Abgaben und jede Schmälerung der Ein⸗ 
künfte bedenklich. Als das günſtigſte Amendement 
empfehle er das Amendement Bethmann. j 

v. Manteuffel II.: Er befinde ſich einmal in 
der angenehmen Lage, für Annahme des Artikels zu 
ſprechen, jedoch mit der von Bethmann vorgeſchlage⸗ 
nen Umänderung. Der Widerwille gegen die Privat⸗ 
Jurisdiktion habe ſchon und werde mit Ausbildung 
der neuen Gerichtsordnung mehr abnehmen, dennoch 
ſei ein Fortſchritt in dem Artikel, welcher den Beweis 
liefern würde, daß im Alten mehr Gutes lag, als 
man neuerdings gemeint. Im Satz b hat die Kom⸗ 
miſſion einige Auslaſſungen beantragt, mit denen er 
nicht einverſtanden ſei. 8 

Graf v. Rittberg für das Amendement Kisker, 
welches er mit eingebracht. 

Kisker: Der zweite Theil des Art. 40 bringt 
theils Beſtimmungen zu Artikel 38, theils Ausnah⸗ 
men von demſelben. Nr. 1 des Vorſchlages der 
Kommiſſion iſt ganz gerechtfertigt, von einer En 
digung für die dort aufgehobenen Laſten kann nicht 
die Rede fein. Nr. 2 ſpricht von dem guts herrlichen 
Verbande, alſo von perſönlichen Abgaben; der ſchutz⸗ 
herrliche Verband fällt in der Regel mit dem gericht⸗ 
lichen Verbande zuſammen. Sollen nun die perſön⸗ 
lichen Leiſtungen abgeſchafft werden, wie anzunehmen 
iſt, fo müſſen auch die Abgaben fallen. Sollen nur 
gewiſſe Korporationen oder Gemeinden mit Abgaben 
belaſtet bleiben, fo müſſe dieſes deciſer geſagt werden, 
denn ſolche müßten für die Befreiung allerdings Ent⸗ 
ſchädigung geben, da ihre Leitungen dinglicher Natur 
find. Der Text der Verfeſſung ſei in dieſem Punkte 
dem Antrage der Kommiſſion vorzuziehen. 

Juſtiz⸗Miniſter: Das Amendement Rittberg⸗ 
Kisker ſei nach ſeinem materiellen Inhalt an⸗ 
zuerkennen, doch ſei es für die Verfaſſung nicht 
geeignet. Die rechte Stelle findet es im Ent⸗ 
wurf des Geſetzes für Ablöſung der Real⸗ 
laſten, wo ſich Art. 91 unmittelbar an Thls2 Art. 40 
der Verf. anſchließt. Was die Faſſung des Art. ans 
betrifft, ſo habe es wohl feine Mißlichkeſt mit Auf⸗ 
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nahme fo allgemeiner Sätze; aber es fei zu einer Zeit Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung den 26. Septem⸗ 
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geſchehen, wo man es der Beruhigung wegen für nö⸗ ber, 10 Uhr. 


thig hielt. Der Paſſus über die Hoheitsrechte und 
Satz b haben ſchon ſehr weite Auslegungen gefunden, 
gegen dieſe ſei der Vorbehalt auf befondere Geſetze, 
wie die Kommiſſion vorgeſchlagen, der beſte Ausweg. 
Auch das Amendement Bernuth iſt überflüſſig, es fin⸗ 
det ſeine Erledigung in dem angezogenen Entwurfe. 

v. Bethmann⸗Hollweg vertheidigt fein Amende⸗ 
ment zu Satz 1 und iſt gegen die Gewährleiſtung der 
Theilbarkeit des Grundeigenthums, wie ſie der 2. Satz 
ausſpricht. Der Redner freut ſich über die Kraft, 
welche der große Grundbeſitz und ſeine Intereſſen im 
Lande noch haben und will Exiſtenzen aufrecht erhal⸗ 
ten wiſſen, welche dem Niedrigſten im Staate zum 
Heil gereichen. 

v. Bernuth zieht fein Amendement zurück. 

Scheller für das Amendement Rittberg⸗Kisker: 
Die Theilbarkeit des Grundeigenthums iſt ſeit dem 
Edikt vom 9. Oktober 1807 ebenſo Prinzip des Staa⸗ 
tes, wie die Befreiung des Landes von Fideikommiſſen, 
wollte man ein ſolches Prinzip eliminiren, ſo widerſetzt 
man ſich der Größe des preußiſchen Staates. Die in 
Alinea 2 unter a und b angeführten Rechte ſind Ho⸗ 
heitsrechte und find unveräußerlich an Private; das in 
ihrer Veräußerung begangene Unrecht muß wieder gut 
gemacht werden. 

v. Gaffron für die urſprüngliche Faſſung. Schon 
ſeit Jahren habe ich erkannt, wie nothwendig die Ab⸗ 
lösbarkeit aller Real⸗Laſten iſt. 7 

Tamnau: Die vielen Stimmen, welche ſich im In⸗ 
und Auslande und beſonders von Seiten der Bethei⸗ 
Higten gegen die Begünſtigung des feſten Grundbeſitzes 
ausgeſprochen, machen es in jedem Falle unrathſam, 
die Theilbarkeit zu beſchränken, dieſe müſſe vielmehr 
ausgeſprochen werden. Desgleichen iſt die Beſchrän⸗ 
kung der todten Hand unabweisbares Bedürfniß. Die 
Verſammlung hat danach nur zwiſchen dem Amende⸗ 
ment Tepper und dem Antrage der Kommiſſion zu 
wählen. t 

Walter fpricht, geleitet von dem Intereſſe der 
Wiſſenſchaft in längerer Rede gegen die Aufnahme des 
Satzes in die Verfaſſung. 

v. Binde macht gegen v. Limburg⸗Stirum die 
thatſächliche Berichtigung: So viel ich weiß, ſteht es 
noch nicht ſo ſchlecht um uns, daß wir die Klaſſen⸗ 
ſteuer nicht mehr bezahlen können. 

v. Limburg-Stirum: Ich habe aktenmäßige Be⸗ 
weife für einen Theil von Oberſchleſien. 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und 
genehmigt. 

v. Bernuth, als Berichterſtatter, ſpricht für den 
Antrag der Central⸗Kommiſſion, während die mahnende 
Glocke des Präſidenten die Privatgeſpräche kaum 
unterbricht. 

Nach längerer Diskuſſion über die Fragſtellung wird 
die Abſtimmung vorgenommen und von den 12 Sätzen 
und Amendements, allein die Faſſung der Cen⸗ 
tral⸗Kommiſſion angenommen (Satz II. 2 bis 
„Leiſtungen“ in namentlicher Abſtimmung mit 58 gegen 
55 Stimmen), dagegen alle Amendements ver⸗ 
worfen. 

Abg. Grein erſtattet Bericht für die Kommiſſion 
zur Prüfung der Einführungs⸗-Ordnung zur 
allgem. Wechſelordnung für Deutſchland. Die 
Kommiſſion erkennt zwar die Nothwendigkeit des An⸗ 
trages von v. Daniels an, findet es aber unzweckmä⸗ 
ßig, einzelne Beſtimmungen aus der Geſetzgebung aus⸗ 
märzen, ohne Neues an die Stelle zu ſetzen und bes 
antragt daher einfache Tagesordnung. 

Ein von Kuh zum Danielsſchen Antrage geſtellter 
Verbeſſerungs⸗Antrag wird nicht hinlänglich unterſtützt. 

Kuh: er gehörte zur Minorität der Central-Kom⸗ 
miſſion. Wenn dieſe im gegenwärtigen Augenblick den 
Gegenſtand für zu geringfügig hielt, und anderer Seits 
ein tieferes Eingehen für nothwendig erachtete, ſo iſt 
der Redner ganz entgegengeſetzter Meinung. Beſon⸗ 
ders aber iſt die allgemeine Selbſtſtändigkeit in juriſt. 
Beziehung eine noch dringendere Anforderung, als in 
politiſcher Beziehung; darum müſſen die der Wechſel⸗ 
ordnung zuwiderlaufenden Bevormundungen ſogleich 
aufgehoben werden. Er ſtellt den zweiten Theil ſeines 
Antrages noch einmal, nach welchem die Kommiſſion 
über den v. Danielsſchen Antrag ſich mit dem mate⸗ 
riellen Inhalt deſſelben zu befaſſen und der Kammer 
Bericht zu erſtatten hat. 

Tamnau ſucht nachzuweiſen, daß die beſtehenden 
Beſchränkungen der Darlehnsfähigkeit die Wechſelord⸗ 
nung gar nicht tangiren. Die Prüfung der zu ſtrei⸗ 

chenden Geſetzesſtelle ſcheint dem Redner eine ſehr um⸗ 
faſſende Arbeit. ! 

Juſtiz⸗Miniſter tritt den Argumenten und dem 
Antrage der Kommiſſion bei, event. dem Antrage Kuh, 
der jedoch nicht unterftügt wird. Dagegen wird der 
Antrag der Kommiſſion von der Kammer angenommen. 


v. Jordan erſtattet Bericht der Kommiſſion für 
Geſchäftsdrdnung über eine große Anzahl von Verbeſ⸗ 


ſerungs⸗Anträgen zur Geſchäftsordnung. Die Anträge Kammer, ſtreng dieſe beiden Fragen zu ſondern. in 
(Bravo und Ziſchen.) 


der Kommiſſion werden ſämmtlich angenommen. 


Tages⸗Ordnung: Bericht der Petitions⸗Kommiſſien. 


II. Kammer. 21. Sitzung vom 25. Septbr. 


Präſident: Graf Schwerin. Am Miniſtertiſch 
Frhr. v. Manteuffel, Frhr. v. Schleinitz, 
v. Rabe, v. d. Heydt. 

Fortſetzung der geſtern vertagten Debatte. 

Abg. Landfermann beantragt die Vertagung der 
Verhandlungen und Ueberweiſung ſämmtlicher Verbeſ⸗ 
ſerungsvorſchläge zur Berathung in die Abtheilungen. 

Miniſter v. Manteuffel: Mit Recht hat man 
den Moment, zu dem wir jetzt bei der Reviſion der 
Verfaſſung gelangt, als kritiſch bezeichnet. Um ſo ru⸗ 
higer aber müſſen wir den Gegenſtand auffaſſen. Es 
handelt ſich nicht um ein Abdingen zwiſchen Regierung 
und Kammern, ſondern beide Theile erſtreben gemein⸗ 
ſam das Ziel der Beglückung des Vaterlandes. 

Die Regierung wird den Befehl der hohen Kammer 
einer reiflichen Erwägung unterziehen, wie er auch aus⸗ 
fallen mag und dann auch ihren Beſchluß faſſen. 
Für jetzt iſt es meine Aufgabe, Ihnen meine Anſichten 
und Bedenken darzulegen. 

Wir haben uns zunächſt klar zu machen, worum 
es ſich handelt. Die Verfaſſungs-Kommiſſion hat ſich 
veranlaßt geſehen, Art. 108 hineinzuziehen in Art. 8. 
Sie hat dazu ohne Zweifel ihre guten Gründe gehabt; 
aber 2 verſchiedene Fragen find nun völlig mit eſnan⸗ 
der vermiſcht. . 

Die eine Frage iſt: Hat eine der Kammern oder 
haben beide Kammern das Recht, die Steuern zu ver⸗ 
weigern. Die zweite Frage iſt die: haben die Steuer⸗ 
pflichtigen das Recht und die Verpflichtung einmal feſt⸗ 
geſetzte Steuern zu verweigern. Ad 1 enthalte ich 
mich jetzt jeder Erörterung, es muß dieſe Frage ſpäter 
erörtert werden. Ad 2 will ich einige Worte bemer⸗ 
ken. Mehreres von dem, was ich zu ſagen habe, iſt 
ſchon geſtern von andern Rednern vorgebracht und ich 
kann darüber hinweggehen. 

Meine Herren, mehrere Redner vergleichen den Staat 
mit einem Haufe. Auch ich möchte mich dieſes Bil⸗ 
des bedienen. Ein großes Gebäude iſt der Staat, 
auf eine ſteile und gefährliche Höhe geſtellt. In der 
Mitte befindet ſich ein leerer Raum, der überwaltet 
werden muß. Aber dieſes Haus, ſo wie es bisher 
war, hat nach außen ſich gut gehalten. 

Wenn auch nicht ſymmetriſch, ſo war es doch dauer⸗ 
haft. Im Innern iſt manches veraltet, hier muß ein 
Neubau ſtattfinden und ich wünſche, daß er dauerhaft 
werde. Gut aber wäre es, wollte der Baumeiſter des⸗ 
halb die Eckſteine herausbrechen und Aenderungen tref⸗ 
fen, welche gefährlich werden können. Ein ſolcher Eck⸗ 
ſtein ſind die Finanzverhältniſſe Preußens, gelegt vom 
großen Kurfürſten und von Friedrich dem Großen zu 
einer ungeheuren Vollendung ausgebildet. Preußens 
Stellung dem Auslande gegenüber beruht auf ſeinen 
Finanzen. Es würde ſich kaum behaupten können, 
wenn man das Eingehen fortlaufender Steuern von 
Zufälligkeiten abhängig machen wollte. Sollte man 
ſich in dieſer Beziehung nicht berufen auf ein wunder⸗ 
bares, in ſich abgeſchloſſenes Inſelland? Sehr gefähr⸗ 
lich wäre es, wenn man für die Steuerpflichtigen die 
Weigerung der Steuern geſetzlich feſtſteuen wollte. In 
älteren konſtitutionellen Ländern hat es ſich in ſolchen 
Fällen immer nur gehandelt um einzelne Steuern, nie⸗ 
mals aber um die geſammte Beſteuerung. Vielleicht 
kann ſpäter bei uns auch die Sache ſo werden, daß 
es ſich bei dieſer Frage nur um einzelne Steuern han⸗ 
delt. Für jetzt bedenken Sie: das Recht der Steuer⸗ 
verweigerung iſt nicht ein Appell an das Volk, ſon⸗ 
dern an den Eigennutz. Allerdings, meine Herren, 
war die Steuerverweigerung im vorigen Jahr ein an⸗ 
derer Fall, als um den es ſich hier handelt. Aber die 
damals gemachten Erfahrungen ſollte man doch beach⸗ 
ten. Um den Rechtspunkt hat man ſich damals nur 
wenig gekümmert. Auf der andern Seite aber hat 
der Aufruf zur Steuerverweigerung im Volke vielfach 
die ganz entgegengeſetzte Wirkung geübt. Ich erinnere 
an Schleſien, wo man den Gutsbeſitzern die Steuern 
ſtandhaft verweigerte, aber ſich nicht herbefließ, daſſelbe 
dem Staate zu thun. Man ſagt, ein letztes Mittel 
im konſtitutionellen Leben ſolle dieſe Beſtimmung in 
ſchwierigen Fällen für den Staat ſein. Ich räume 
ein, es find ſolche Fälle denkbar, aber Gewalt iſt ges 
rade der Gegenſatz des verfaſſungsmäßigen Rechtes, 
niemals ſollte ſie daher in einer Verfaſſung eine Stelle 
finden. Den Kammern werden für ſolche Fälle hun⸗ 
dert andere Mittel zu Gebote ſtehen. Dies Mittel 
würde nicht einmal ſeinem Zweck entſprechen. Gegen 
die Kammern würde in vielen Fällen das redlich ge⸗ 


ſinnte Volk Partei nehmen. Schließlich faſſe ich meine läßt ſich zwar auch 
y 1 glich einen nützlichen Gebrauch. Aber das Recht, die 


Meinung dahin zuſammen; es iſt nicht wohlgethan, 
eine Steuerverweigerung ſeitens der Steuerpflichtigen 
offen zu laſſen, es iſt gefährlich und nicht dem Zweck 
entſprechend. Ich wiederhole, daß ich mich nicht habe 
ausſprechen wollen über die erſte Frage, und bitte die 


Breithaupt ſpricht mit großem Pathos gegen das 
Recht der Verweigerung beſtehender Steuern, nicht die 
konſtitutionelle Staatsform werde dadurch geſichert, 
ſondern die rothe Republik heraufbeſchworen. 

Fubel: Die Handlung der Steuerverweigerung 
wie ſie vorgekommen, möge allerdings eine Warnung 
fein, aber man möge auch das Wahlgeſetz in Rech⸗ 
nung bringen. Die Steuerverweigerung war einer der 
beſten Bundesgenoſſen des Miniſteriums zu einer Zeit, 
als es das Vertrauen des Landes noch nicht hat ver⸗ 
dienen können. Das Wahlgeſetz, das jetzt werde ers 
laſſen werden, müſſe dagegen ein Bollwerk bieten, daß 
man nicht Majoritäten mit dem Gelüſte der Steuer⸗ 
verweigerung erhielte. 

v. Klützow gegen den Kommiſſions⸗Entwurf: Es 
iſt an die Streichung der Worte im Art. 108 das 
Zeugniß der Konftitutionalität geknüpft worden. Ich 
erinnere daran, daß im November vorigen Jahres auch 
ſolche Loſungsworte ausgeſprochen wurden: „Steuer⸗ 
verweigerer oder Nicht!“ und ich danke Gott, daß dieſe 
Zeit vorbei, wünſche aber, daß auch dieſe Taktik nicht 
weiter verfolgt werde, damit man nicht zu Repreſſa⸗ 
lien genöthigt werde. (Murren links.) 

Der Redner geht hierauf auf den Unterſchied der 
Steuer⸗Vorenthaltung z. B. für Militärverwaltung, 
Schulen ꝛc. und der Steuerzahlung ein, welche letztere, 
nach ſeiner Meinung, nicht nach dem Etat erfolge. 
Daß es die Kammer mit der Verantwortlichkeit der 
Miniſter ſtreng meine, habe ſie bei der Begnadigung 
angeklagter Miniſter gezeigt. Das Mittel der Steuer⸗ 
verweigerung enthalte einen Selbſtmord und könne alſo 
nicht ein Fundament des Staatsrechts ſein. Auch 
habe die Stimme des Volkes im November v. J. ſich 
bereits gegen dies Mittel erklärt, um des Grundſatzes 
willen. 

Wenn man auf das Wahlgeſetz vertröſte, ſo habe 
ſich noch keines durch die Erfahrung bewährt, und er 
habe Anſichten darüder ausſpiechen hören, die ihm, 
nach feiner individuellen Ueberzeugung, keine Garantie 
in Zeiten der Aufregung und des Sturmes gewähren. 
Er meine es treu mit dem Könige und der Konſtitu⸗ 
tion und ſtimme dennoch gegen Streichung der Worte, 

Riedel für das Recht der Steuerbewilligung und 
Verweigerung durch jede Kammer. Die Steuerver⸗ 
weigerung ſei ein Mittel, das nicht angewandt werde, 
um ein Mitglied des Miniſteriums, oder etwa ein miß⸗ 
liebiges Gouvernement zu entfernen, wenn die Verfaſſung 
auf dem Spiele ſtehe, dann ſei ſie das letzte verfaſſungsmä⸗ 
ßige Mittel; es werde ſich um eine Steuerverweigerung 
nur in einem Momente handeln, wo es darauf ankäme, zu 
entſcheiden zwiſchen der Uebernahme der unermeßlichen 
Schuld, den Staat durch Anwendung der Steuerver⸗ 
weigerung zu zerrütten oder dem großen Verdienſt, den 
Staat zu retten. Man ſpräche fortwährend von den 
ſchrecklichen Folgen der Steuerverweigerung in konſti⸗ 
tutionellen Staaten und doch vermöge man keine hi⸗ 
ſtoriſchen Anführungen zu machen. Man möge fi 
in Acht nehmen, das Fundament der konſtitutionellen 
Staatsform aufzugeben. Es handle ſich um das wich⸗ 
tigſte Schutzrecht der Volksrechte, das möchten ſeine 
Vertreter nicht vergeſſen. (Beifall.) 

Vicepräſident Lenſing üdernimmt den Vorſitz. 

Die beiden entgegengeſetzten Anſichten über das 
Schickſal des Steuerbewilligungsrechtes ſtellen ſich in 
ihrer ganzen Stärke und Folgerichtigkeit in den bei⸗ 
den Reden vom Grafen Arnim und von Simſon dar. 

Der Graf Arnim- Boitzenburg giebt zuerſt eine 
genaue Definition von dem Recht, was beanſprucht 
wird. Es iſt nicht das Recht, daß zu ſeder Erhöhung 
beſtehender und zu jeder Einführung neuer Steuern 
die Zuſtimmung beider Kammern nothwendig erfordert 
werde, nein, alle Jahre ſoll die Gültigkeit der ganzen 
Finanzgeſetzgebung in Frage geſtellt, die Bewilligung 
der Steuern wiederholt werden. Dies hält der Red⸗ 
ner nicht für nöthig, noch für nützlich. Es iſt dles 
Recht nicht ein Fundament der konſtitutionellen Mo⸗ 
narchie, vielmehr gegen dieſelbe. Der Abgeordnete 
Graf Schwerin habe bei einer Gelegenheit die edelſte 
Auffaſſung der konſtitutionellen Monarchie gegeben, 
das Volk werde vertreten durch die Kammern 
durch den König, und ſomit ſei der Wille des Volks dur 
dann konſtatict, wenn beide geſprochen hätten. Weit Dies 
fer Definition ſei ect unverträglich, den Kammern für 
ſich das Recht zuzuschreiben, die Forterhabung der 
Steuern zu ſiſtiren; wer dieſes Recht hat, der iſt der 
wahre Souverän, der hat die Beſugniß, allein den 
Willen des Volks zu conſtatiren. Das abſolute Veto 
iſt damit gebrochen. Wenn der Abgeordnete für Cre⸗ 
feld auf die Reichsverfaſſung hinweiſt, fo muß er wohl 
bedenken, daß jede Steuer, die von dem künftigen 
Reichstag bewilligt werden wird, eine neu zu bewilli⸗ 
gende iſt. Das Recht, Ausgaben zu verweigern 
mißbrauchen, aber es bietet zu⸗ 


Steuern zu ſuspendiren, iſt nur mißbrauchbar, gar 
nicht gebrauchbar. Denn wirkſam wird es nur, wenn 
die Steuern wirklich nicht gezahtt werden; die Folge 
dieſer Wirkſamkeit aber wäre der Umſturz. Man bat 
konſtitutionellen Staaten Reformen, fundamentale 


Veränderungen erreicht ohne dieſes Mittel, das wahre 


Bedürfniß das Volks bricht ſich Bahn ohne daſſelbe. 
Den Ehrgeiz aber zu fördern, dazu bieten wir nicht 
die Hand. Sollen wir alle Jahre von Neuem de⸗ 
rathſchlagen, ob wir die Wurzel des grünenden Bau⸗ 
mes, unferes geſammten Staatslebens abtragen wollen? 
Ich ſtimme für die Auftechterhaltung der anerkannten 


Verfaſſung. 


108 der Verfaſſung ein unlösbarer Widerſpruch ſei. 
Er ſei auch nicht durch die vom Miniſter des Innern 
angedeutete Auskunft auszugleichen, daß zwar das Ver⸗ 
hältniß der Steuerpflichtigen des Landes bleiben, der 
Steuern alſo immer entrichtet werden müßten (nach 
Art. 108), die Hand aber, welche die Steuer zu ers 
heben habe, von der Verfügung der Kammer abhängig 
fei (nach Art. 99), vielmehr hat die Verſammlung zwi⸗ 
ſchen beiden Artikeln zu entſcheiden. Nicht an phyſt⸗ 
ſche Gewalt wird appellirt, aber das Recht zu einer 
Nöthigung gegen das Regierungs⸗Syſtem wird bean⸗ 
ſprucht, welches geringeren Nöthigungs⸗Mitteln nicht 
weicht. Die Exekutive, dieſe ſtabile, ununterbrochene 
Vertretung des Volkes, liegt ausſchließlich in den Hän⸗ 
den des Königs; die Steuerbewilligung aber iſt aus⸗ 
ſchließliche Prärogative Derer, welche die Steuern zu 
zahlen haben. Es hätte gar keinen Sinn, daß die 
Krone bei der Steuerbewilligung mit konkurrire, denn 
ſie zahlt ja keine Steuern. Aber die Geſetzgebung iſt 
das Gebiet, wo beide Gewalten zuſammenwirken. Sim⸗ 
ſon empfiehlt, daß bei der Steuerdewilligung beide Kam⸗ 
mern zuſammentreteu. Wenn Preußen feine Unabhän⸗ 
gigkeit als Weltmacht der Konſtitution zum Opfer 
dringen müßte, ſo würde er lieber rathen jene zu be⸗ 
haupten, aber den Verſuch zu einer wahren Konſtitu⸗ 
tion zu machen ſind wir Alle verpflichtet. Zeigen Sie 
dann, die durch rechtliche Bedenken ſich abhalten lie⸗ 
ßen an den Wahlen zu dieſer Kammer ſich zu bethei⸗ 
ligen und denen, welche dieſe Bedenken überwanden, 
um den Staat nicht zu Grunde gehen zu laſſen, daß 
Sie die Volksrechte bis an die Grenze zu erweitern 
nicht Anſtand nehmen, die mit der Exlſtenz des Staats 
verträglich iſt. 

Graf Schwerin hat den Vorſitz wieder übernom⸗ 
men. Es iſt auf Schluß der allgemeinen Diskuſſion 
angetragen. Es ſind noch eingetragen 9 Redner für 
den Kommiſſions⸗Antrag und 4 gegen. Die Fortſetzung 
der Debatte wird beliebt. 

Trendelenburg ſpricht vor leeren Bänken. Er 
hält die Politik eines Volks für feine Moral und will 
daß ein ſo unſittliches Mittel wie die Steuerverweige⸗ 
rung nicht als Recht der Volksvertretung in die Ver⸗ 
faſſung aufgenommen werde. Man möge nicht ein 
ſolches Mittel wie die Steuerverweigerung in Hände 
legen, die man noch nicht kenne. Noch ſei der große 
Kampf der Gegenwart nicht beendet. — Während des 
Vortrages des Herrn Trendelenburg erſcheint Graf 
Brandenburg am Miniſtertiſch. Ein wiederholter 
Antrag auf Schluß wird wiederholt abgelehnt. — 
Harkort vertheidigt die oft angegriffene National: 
Berſammlung, die Steuerverweigerung der Verf, ſelbſt fei 
noch nicht fo verwerflich, als was mit Orden ges 
ſchmückte Grundherren gethan, welche der Krone er⸗ 
klärten und drohten, ſie würden nur bei militä⸗ 
riſcher Execution Grundſteuer zahlen. — Was die von 
dem Grafen Arnim beregte Portefeuille-Jagd anbetrifft, 
ſo iſt zu bemerken, daß ſie immer ſtattgehabt, nur die 
Konkurrenz iſt größer. Es käme darauf an auch Er⸗ 
ſparniſſe durch die Kammern zu machen. Meine Her⸗ 
ren: Ein königl. Wort iſt verpfändet, löſen ſie es ein, 
dann können ſie ſich, es mag kommen, wie es wolle, 


mit den Worten eines Königs tröſten: Alles verloren, 


nur die Ehre nicht. (Beifall.) 

Miniſter v. Manteuffel bemerkt: er wünſche, daß 
dei einer Miniſterkriſis die Steuern an den Hebeftellen 
forterhoben würden, die Miniſterkriſis müſſe zwiſchen 
der Regierung und den Kammern ausgetragen werden. 
— Das Motiv des Abg. von Königsberg bezüglich 
des Wahlgeſetzes ehre er, aber er theile es nicht in ſei⸗ 
ner Stellung als Abgeordneter. 


Scheerer: Auch die Vereidi ſei 
g 5 gung des Heeres ſei 
ein Verſprechen, man möge ſich nicht zu 705 bei die⸗ 
ſen Fragen an die öffentliche Meinung kehren. — Der 
Schluß der allgemeinen Diskuſſion wird beliebt. 


Kleiſt⸗Retzow als perſönliche Bemerkung gegen 
Herrn v. Beckerath: Er habe ſich nicht Blgen bie fon 
ftientionelle Monarchie, ſondern gegen die konſtitutionelle 
Monarchie des Herrn v. Beckerath erklärt. — Camp⸗ 
Haufen als Ref.: Nach der beſtehenden Verfaſfung 
werde der Staatshaushalt nur auf ein Jahr feftgefegt, 
das erlaſſene Geſetz verliere alfo mit Ablauf des Jah⸗ 
res ſchon nach der jetzigen Faſſung der Beſtimmungen 
der Verfaſſung ſeine Gültigkeit. Wenn wir uns an⸗ 
ſtatt des Ausdrucks: „Steuerverweigerung“ des Aus: 
drucks: „Nichtbewilligung der Steuern“ bedient hätten, 
ſo wäre vielleicht die Verwechſelung einer legalen Nicht⸗ 
bewilligung der Steuern mit dem revolutionären Schritt 
der aufgelöften National⸗Verſammlung nicht vorgekom⸗ 
men. Er begehre auch für die künftige Volksvertretung 
einiges Vertrauen. 


Morgen 12 Uhr.) 
Simſon weiſt nach, daß zwiſchen Art. 99 und 


Es iſt auf namentliche Abſtimmung über Streichung 
der Worte im Art. 108 ) „die beftehenden Steuern 


und Abgaben werden forterhoben“ angetragen; dieſelbe 


wird von der Verſammlung beliebt. Für Streichung 
der Worte, für den Kommiſſionsantrag ſtimmen 212, 
dagegen 93. (Schluß 47 Uhr. Naͤchſte Sitzung 


Berlin, 25. Septbr. Se. Majeftät der König ha⸗ 
ben allergnädigſt geruht: den General- Lieutenant und 
General- Adjutanten Freiherrn v. Canitz und Dall⸗ 
witz auf ſein Anſuchen von der Leitung der Geſchäfte 
des deutſchen Verwaltungs = Rathes zu entbinden und 
ſolche dem Staats-Miniſter v. Bodelſchwingh zu 
übertragen; fo wie den feitherigen Obergerichts⸗ Rath 
Ur. Riedel in Greifswald zum Regierungs⸗Rath zu 
ernennen. 

Dem expedirenden Sekretär des königlichen Hofmarſchall⸗ 
Amts, Bußler in Berlin, iſt unter dem 22. September 
1849 ein Patent auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung 
nachgewirſene Einrichtung der Feuerungs⸗Anlagen zur Er⸗ 
zielung einer wirkſamen Verbrennung der entwickelten Gaſe, 
ſo weit dieſelbe als neu und eigenthümlich erachtet iſt, auf 
fünf Jahce, von jenem Tage an gerechnet, und für den Um: 
fang des prrußiſchen Staats ertheilt worden. 

Angekommen: Der General-Major v. Bonin, 
von Kiel. 

Herr Paul Grimblot, Attaché beim auswärtigen 
Büreau zu Paris, iſt, mit einer diplomatiſchen Miſ⸗ 
ſion beauftragt, hier eingetroffen. (Reform.) 

Der Beſtimmung des $ 6 des Geſetzes vom 3. Ja⸗ 
nuar d. J. gemäß, hat der Staatsanwalt des hies 
ſigen Kriminalgerichts ſchon mehreremal zu Gunſten 
der Angeklagten Appellation eingelegt, wenn nach 
ſeiner Anſicht auf eine zu harte Strafe erkannt wor⸗ 
den iſt. Der frühere Sber⸗Appellations⸗ Senat hatte 
hiergegen Nichts zu erinnern gefunden. In einem vor 
Kurzem vorgekommenen ähnlichen Falle, in welchem 
der Oberſtaatsanwalt Sethe ebenfalls zu Gunſten des 
Angeklagten Appellation einlegte, iſt derſelbe durch einen 
Beſchluß des Ober⸗Tribunals damit zurückgewieſen wor⸗ 
den. Daſſelbe hält den Staatsanwalt hierzu für nicht 
berechtigt. (C. 3.) 

A. Z. C. Berlin, 25. September. [Vermiſchte 
Nachrichten.] Die hieſige franzöſiſche Geſandt⸗ 
ſchaft iſt in jüngſter Zeit mehrfach mit dem Mini⸗ 
ſterium des Innern in Konflikt gerathen, weil man 
ſeit Kurzem Perſonen, welche entweder geborne Fran⸗ 
zoſen, oder als Franzoſen naturaliſirt find, wegen po⸗ 
litiſcher Vergehungen in Preußen verhaftet und zur 
Rechenſchaft gezogen hat. Das Miniſterium ſcheint 
ſich aber durch dieſe Einſprüche nicht beirren zu laſ⸗ 
ſen, was an und für ſich nur gebilligt werden kann. 
— Es beſtätigt ſich, daß der Prinz von Preußen 
nicht zu dem am 30. d. M. ſtattfindenden Geburts⸗ 
tag feine Gemahlin, ſondern erſt zum Geburtstag des 
Königs, den 15. Oktober, herkommen und dann bis 
zum Geburtstag ſeines 18jährigen Sohnes, der am 
18, künftigen Monats iſt, hier verweile. — Man 
ſpricht wiederholt von Maßregeln, welche mit Ueber⸗ 
einſtimmung ſämmtlicher Regierungen Europa's und 
nach einem gemeinſamen Plane in der nächſten Zeit 
gegen die demokratiſchen Elemente getroffen 
werden ſollen. — Die Erndte⸗Berichte lauten 
faſt aus allen Gegenden weit günſtiger, als man er⸗ 
wartete. Die Getreide-Preiſe waren im Durchſchnitt 
ſeit vielen Jahren nicht ſo niedrig als jetzt. Das 
Begehren nach Getreide iſt ſelbſt in England ſehr un⸗ 
bedeutend, und deshalb die Ausfuhr dorthin gegen⸗ 
wärtig faſt auf Null reduzirt. Dazu kommt noch die 
Ausſicht auf eine einträgliche Kartoffel⸗Erndte, welche 
den Getreide-Bedarf noch mehr verringern dürfte. — 
Von geſtern bis heute Mittag find 14 neue Cholera⸗ 
Erkrankungen gemeldet, darunter 6 Todesfälle. 
Vom früheren Beſtande ſind todt gemeldet 6. Summa 
12 Todesfälle. 

C. B. Eine große demokratiſche Bezirksver⸗ 
ſammlung, der te Volks⸗Vetein, wurde geſtern von 
der Polizei im Mielentz'ſchen Saale aufgelöſt. Der 
Baron v. Schomberg⸗Gervaſi hatte einen Vortrag 
über Demokratie gehalten, und war eben im Begriff, 
an denſelben Bemerkungen über die Stellung der Pos 
lizei zur demokratiſchen Partei zu knüpfen, als ein an⸗ 
weſender Beamter den Vorſitzenden, Ur. Waldeck, auf⸗ 
forderte, die Sitzung zu ſchließen. 

C. B. [Der am 22. eingebrachte Geſetzent⸗ 
wurf wegen Aufhebung der Klaſſenſteuer⸗ 
Befreiungen! zieht eine Anzahl bisher befreiter Per⸗ 
fonen zur Klaffenfteuer heran. Es find dies die ehemals 
Reichsunmittelbaren, die Geiſtlichen und Schullehrer, 
Offiziere, Militärbeamte, ſofern ſie nicht mobil gemacht 
ſind, und endlich die Hebammen. Nach den Motiven, 
mit welchen der Finanzminiſter den Geſetzentwurf be⸗ 


) Art. 108. lautet nach der Verfaſſung vom 5. Dezember: 
„Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden forter⸗ 
hoben und alle Beſtimmungen der beſtehenden Geſes⸗ 
bücher, einzelne Gefege und Verordnungen, welche der 
gegenwärtigen Verfaſſun g nicht zumideriaufen, bleiben 
n Kraft bis fie durch ein Geſet abgeändert werden. 

Nach dem Beſchluſſe der Kammer ſoll der Artikel 

bücher „alle Beſtimmungen der beſtehenden Geſeg⸗ 

r ꝛc. 


gleitet, wird die Einführung der projektirten neue 
Steuerform nicht vor dem 1. Januar 1851 ins Leben 
treten können. Das vorgelegte Geſetz war bereits durch 
den Centralausſchuß der Nationalverſammlung zur Ans 
nahme empfohlen worden. Den Feldwebeln, Wacht⸗ 
meiſtern und Unteroffizieren beläßt das Geſetz die bis⸗ 
her genoffene Steuerbefreiung; eben fo den Gensd'ar⸗ 
men. Der genannte Centralausſchuß der Nationalver⸗ 
ſammlung wollte auch dieſes Privilegium aufgehoben 
wiſſen. Hinſichtlich des finanziellen Reſultates berech⸗ 
nen die Motive die Klaſſenſteuer der Offiziere und 
Militärbeamten, deren Zahl auf 1488 angegeben wird, 
mit 6 Thlr., im Ganzen alſo auf 8928 Thlr.; die 
der Geiſtlichkeit (10,570, worunter 5367 proteſtantiſche 
und 5203 katholiſche) auf 6 Thlr., im Ganzen auf 
63,420 Thlr. Die Zahl der heranzuziehenden Lehrer 
wird auf 28,294 (darunter 26,486 Elementar- und 
Hilfslehrer) angegeben. Sie werden mit 2 Thlr. Klaſ⸗ 
ſenſteuer, im Ganzen zu 56,588 Thlr. veranſchlagt. 
Von den Standesherren nimmt man eine Mehrein⸗ 
nahme von 1200 Thlr. und von den Hebammen etwa 
1000 Thlr. an, ſo daß die durch Aufhebung aller 
Befreiungen zu erzielende Mehreinnahme auf 131,136 
Thlr. veranſchlagt wird. 

C. B. [Der Abſchnitt der Verfaſſung von 
der richterlichen Gewalt] wird nach dem Ab⸗ 
ſchluß der Berathungen über den Finanztitel auf die 
Tagesordnung der zweiten Kammer kommen. Der Ab⸗ 
geordnete Geßler, Direktor eines Untergerichts im 
Poſen'ſchen, iſt Berichterſtatter für dieſen Theil, welcher 
die Artikel 85 bis 95 umfaßt. Aenderungen hat nach 
dem vorliegenden Bericht der Ausſchuß nur an den 
Art. 86 und 92 vorgenommen. Im Art. 86 hat der 
Ausſchuß ſtatt der Penſionirung, welche die Verf. 
vom 5, Dezbr, nur aus geſetzlichen Urſachen unter ges 
ſetzlich beſtimmten Formen zuläßt, die Verſetzung in 
Ruheſtand dieſen Bedingungen unterworfen, und 
zwar deshalb, weil die Verſetzung in den Ruheſtand 
vor Ablauf der 15jährigen Dienſtzeit mit keiner Pens 
ſion verknüpft iſt. In Art. 92, in welchem es heißt: 
„Auch in Civilſachen kann die Oeffentlichkeit durch Ge⸗ 
fege befchränft werden,“ empfiehlt die Kommiſſion; 
„In Civilſachen kann die Oeffentlichkeit auch durch 
Geſetze beſchränkt werden.“ ach den Motiven des 
Berichts ſollen Disziplinarſachen als Civilſachen ange⸗ 
ſehen werden. Den Artikel 91 (die Vereinigung des 
rheiniſchen Kaſſationshofes mit dem Obertribunal) wollte 
die Majorität der Kommiſſion anfänglich dahin än⸗ 
dern, daß die Vereinigung erſt nach Einführung eines 
gleichförmigen Gerichtsverfahrens eintreten ſollte, allein 
bei ſpäterer Erwägung hat man ſich übereinſtimmend 
mit den Beſchlüſſen der erſten Kammer für ungeänderte 
Beibehaltung des Artikels entſchieden. Die von dieſer 
Kammer beſchloſſene Beſchränkung der Kompetenz der 
Schwurgerichte auf beſtimmte Kategorien von Preßver⸗ 
gehen (Art. 93) hat die Kommiſſton verworfen. Eben 
fo iſt die Verfolgbarkeit der Beamten, wie fie Art. 95 
zuläßt, ungeändert geblieben. — Der Abſchnitt: „Von 
den Staatsbeamten“ (Tit. VII. Art. 96 u. 97) iſt 
gleichfalls ohne Aenderung zur Annahme empfohlen. 
Nur wünſcht die Kommiſſion, daß Art. 97, die An⸗ 
ſprüche der vor Verkündung der Verfaſſung angeſtell⸗ 
ten Beamten unter die tranſitoriſchen Beſtimmungen 
aufgenommen werde. 

C. C. [Die Regierung hält feſt an ihrer 
deutſchen Politik.] Die „Independance Belge“ 
vom 21. Sept. enthält eine Berliner Correſpondenz, 
die, geſtützt auf das Zuſammentreffen ſcheinbarer An⸗ 
zeigen, beſtimmt behauptet, Preußen habe den Bundes⸗ 
ſtaat aufgegeben, es kehre zum alten n 
Direktorium und Bundesgeſandten zurück, das Mini⸗ 
ſterium Brandenburg-Manteuffel ſei erſchüttert, Herr 
von Radowitz ziehe ſich zurück und ein Miniſterium 
des Grafen Arnim⸗Boitzenburg ſei zu erwarten. Das 
heutige Kabinet ſei allein für ſeine bisherige Politik 
in der deutſchen Frage engagirt, der König ſelbſt ſei 
es in keiner Weiſe, und folglich könne Preußen durch 
einen Kabinetswechſel, ohne ſich an ſeiner Ehre etwas 
zu vergeben und ohne eingegange Verpflichtungen zu 
brechen, ſeine Haltung und Politik in der deutſchen 
Frage gänzlich wechſeln. — Wir haben bereits einmal 
darauf hingewieſen, wie die Taktik der Gegner des 
Bundesſtaats vorzüglich darauf gerichtet iſt, Muthlo⸗ 
ſigkeit in das Lager der Verbündeten zu tragen und 
das Selbstvertrauen der deutſchen Partei zu erſchüttern. 
Dieſe Anſchläge find den Gegnern in der That bis zu 
einem üderraſchenden Grade gelungen. Die eifrigſten 
Anhänger der entſchiedenen Politik unſeres Kabinets 
in der deutſchen Frage find wankend geworden in ih: 


rem Vertrauen zu dem Gelingen ihrer eigenen Sache, 


und in der geſammten Preffe finden dieſe künſtlich 
erweckten Zweifel und Beſorgniſſe ihren Widerhall. — 
Dennoch find dieſe Beſorgniſſe nie trügeriſcher gewe⸗ 
fen, als gerade in dieſem Augenblick. Das Kabinet 
ſteht unerſchüttert, feſt voranſchreitend auf der Bahn, 
die ihm das gute Recht Preußens, ſeine Ehre und die 


gerechten Wünſche der Nation vorgezeichnet haben. 
Kein Zwieſpalt im Schooße des Kabinets ſelbſt, 


kein Zwieſpalt mit den Anfichten des Königs 
berechtigt zu der Annahme, daß ein Schwanken 


— 


der preußiſchen Politik eingetreten ſei. — Die 
Kombinationen der „Independance Belge“ ſind falſch; 
v. Radowitz verläßt nur auf kurze Zeit Berlin, 
in Erfurt, dem künftigen Wohnfig feiner Famitie, 
häusliche Einrichtungen zu treffen. Er kehrt dann 
zurück, um dem preußiſchen Kabinet nach wie vor mit 
ſeiner Thätigkeit und ſeinem Rath in der deutſchen 
Angelegenheit zur Seite zu ſtehen. Ueber die Ver⸗ 
handlungen mit dem öſterrelchiſchen Kabinet zur Be⸗ 
gründung einer neuen proviſoriſchen Central⸗ 
Gewalt haben wir bereits neulich Andeutungen gege⸗ 
ben. Unzweifelhaft iſt, daß bei dieſen Verhandlungen 
die Wahrung der Intereſſen des engern Bündniſſes 
überall in den Vordergrund geſtellt wurden. Preußen 
hatte in Anerkenntniß des rechtlichen Beſtandes der 
Bundesverträge von 1815 die Pflicht, Oeſterreich zur 
Begründung des neuen Proviſoriums die Hand zu 
bieten; es hat eine Verſtänbigung mit Oeſterreich ſtets 
aufrichtig erſtrebt. Aber eben ſo feſt ſteht Preußen 
auf ſeinem guten Recht innerhalb des alten Bundes 
dem Verlangen der Nation nach feſter Einigung im 
engern Bundesſtaate gerecht zu werden. Es iſt nicht 
zu beſorgen, daß die Verhandlungen mit Oeſterreich 
eine Wendung nehmen, welche dieſes Ziel der preußiſch⸗ 
deutſchen Politik verrücken oder mit Hinderniſſen um⸗ 
geben könnten. Preußen wird ruhig auf dem betre⸗ 
tenen Wege fortſchreiten, und ſo lange ihm das Recht 
zur Seite ſteht, wird ihm auch die Macht nicht feh⸗ 
len, die zum Ziele führt. 
[Die deutſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit!] 
eht ihrer Löſung immer raſcher entgegen, d. h. zur 
iedereinführung des Bundestages. Nach ganz zuver⸗ 
läſſiger Quelle find die öſterreichiſchen Vorſchläge von 
der preußiſchen Regierung zurückgewieſen worden. Eine 
Nückantwort Oeſterreichs iſt gleichfalls hier bereits 
eingetroffen, dahin gehend, daß Oeſterreich nun⸗ 
mehr für Wiedereinbernfung des Bundestages 
Sorge tragen werde. (Nat. ⸗Z.) 
Nachdem von Baiern die definitive Ablehnung des 
Dreikönigsbündniſſes eingegangen iſt, hat Hannover 
eine Note nach Berlin gerichtet, über deren Inhalt 


nur ſo viel bekannt geworden iſt, daß Hannover darin 


beantragt, Preußen möge nicht weiter auf eine ſchließ⸗ 
liche Erklärung von Seiten jener deutſchen Staaten, 


noch nicht definitiv beigetreten ſeien, hindrängen, 


Fr U . 
kan Hannover im Falle der entſchiedenen 
Nichtbeitretung Baierns und Würtembergs ſich 
in der Lage erblicke, von ſeinem aufgeſtellten 
Vorbehalte Gebrauch zu machen. Wie weit Sach⸗ 
ſen an dieſen Erklärungen betheiligt iſt, daruber läßt 
ſich Nichts Beſtimmtes fagen, eben fo. wenig Über die 
preußiſche Antwort auf die Erklärung Hannovers. 
Der Miniſter Stüve wird bekanntlich in Berlin er⸗ 
wartet und die Verhandlungen werden mündlich weiter 
geführt werden. (Weſer Ztg.) 
P. C. [Deutſche Marine.] Schon oft haben 
wir auf dieſen Gegenſtand aufmerkſam gemacht und 
bitten unſere Leſer heute, abermals ihre Augen auf 
die Thätigkeit des Herrn Reichsminiſters Merk zu 
richten. — Derſelbe ſchafft Flottenkapitäne, wie warme 
Brödtchen, läßt die Disciplin zu Grunde gehen und 
zeigt gründlich, wie man es nicht machen muß. Viel⸗ 
leicht ſieht Herr Merk jetzt ein, daß es leichter iſt, 
ſein Haus in Hamburg durch einige gute Mahlzeiten 
zu repräſentiren, als die Ehre der deutſchen Flotte. 
— Das Räthſel in der Sache bleibt für uns das 
Geld. Es ſcheint offenbar, als ob öſterreichiſche 
Noten ſich in baar verwandelt hätten, und daß jene 
dürre Quelle endlich flüſſig geworden wäre. — Es 
ſollte uns nicht wundern, wenn die Armade 
Merk nächſtens eine Uebungsreiſe in das 
Mittelmeer machte (ſ. geſtr. Z.), und, wenn auch 
nicht durch den Bey von Tunis, ſondern durch die 
Oeſterreicher wegen geleiſteter Vorſchüſſe mit Beſchlag 
belegt würde! — Wir bitten dringend, die Seemans⸗ 
ver des Herrn Merk in Sicht zu halten und auf den 
Cours zu achten. Auch ein Hamburger Patriot ge: 
hört nicht zu den Unfehlbaren! 

C. C. [Die deutſche Reform] läßt ſich aus 
Frankfurt korreſpondiren, die von ihr ſelbſt aus 
der Reichs⸗Zeitung gebrachten Mittheilungen über ver⸗ 
ſchiedene Unterredungen des Reichsverweſers mit dor⸗ 
tigen Notabilitäten über den eventuellen Anſchluß 
Frankfurts an das Dreikönigsbündniß gälten dort in 
den beſtunterrichteten Kreiſen als völlig apokryphiſch. 
Wir entnehmen daraus nur, daß ſelbſt in die Deut⸗ 
ſche Reform ſich ein „großdeutſcher Korreſpondent“ 
einzuſchleichen gewußt hat. Zur Sache aber behaup⸗ 
ten wir: In Frankfurt weiß Jedermann, daß die 
Mittheilung der Reichs⸗Zeitung völlig begründet iſt; 
wir behaupten unſererſeits mit aller Entſchiedenheit, 
daß die Unterredungen genau ſo ſtattgefunden haben, 
wie die Reichs⸗Zeitung ſie geſchildert hat. Wir werden 
dies ſo lange behaupten, bis ein Widerruf von den 
Zeugen der Unterredung ſelbſt unter ihrer beglaubig⸗ 
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Dunz A. S. [WAHL] Ae Abgeordnete füt 
die 1. Kammer wurden geſtern gewählt Dr. Koch aus 
Königsberg und Kommerzienrath Maſon aus Memel. 

Erfurt, 21. Septbr. [Die Mitglieder des 
Reichs⸗ Schiedsgerichts], welche ſeit dem 10ten d. 
hier Sitzungen hielten, haben uns geſtern wieder ver⸗ 
laſſen. (Wie bereits gemeldet.) Der Zweck dieſer Zu⸗ 
ſammenkunft war, aus dem Proviſorium in das De⸗ 

finitivum überzugehen. Es lagen hierauf bezüglich drei 

Arbeiten zu beſchaffen vor, nämlich: die Organiſation 
des Gerichts, die Geſchäfts⸗Ordnung und die Exeku⸗ 
tiv⸗Ordnung. Ueber den erſten Punkt wurde vom 
| Präfidenten des Schiedsgerichts eine Vorlage gemacht, 
die zweimal berathen und angenommen, doch aber noch 
einer dritten ſchließlichen Berathung vorbehalten wurde. 

Nach derſelben ſoll das Reichs⸗Schiedsgericht aus zwölf 
Richtern beſtehen, von denen ſechs die Regierungen 
und ſechs der künftige Reichstag aus den verſchiedenen 
Länderkreiſen zu erwählen haben. In Betreff des 
zweiten und dritten Punktes wurden die denſelben zu 
unterlegenden Grundſätze beſprochen und darauf die 
Ausarbeitung der desfallſigen Entwürfe, nämlich des⸗ 
jenigen der Geſchäfts⸗ oder Prozeß⸗Ordnung dem 
Stadtrichter Francke, und desjenigen der Exekutiv⸗Ord⸗ 
nung dem Ober-Appellationsrath Rape übertragen. — 
Zugleich aber fand das Gericht ſchon Veranlaſſung zu 
richterlicher Thätigkeit, indem mehrere Eingaben einge⸗ 
gangen waren, welche die Hülfe zum Rechte bean⸗ 

ſpruchten. Dazu gehört eine Klage des Hrn. Böhme 
zu Berlin gegen die Regierungen von Preußen und 

Hannover wegen Forderungen aus der weſtfäliſchen 
Domainen⸗Angelegenheit, welche den verklagten Regie⸗ 
rungen zur Vernehmlaſſung mitgetheilt worden iſt. 
Dagegen ſind einige andere Klagen, als nicht vor das 
Reichsgericht gehörig, und eine Beſchwerde von Sei⸗ 
ten einiger Ritter im Naſſauiſchen, über Beſtimmun⸗ 
gen der dortigen Verfaſſung, aus dem Grunde zurück⸗ 
gewieſen, weil dem Gerichte noch nicht bekannt war, 
ob das Herzogthum Naſſau dem Dreikönigs⸗Bündniß 
wirklich beigetreten iſt. — Herr v. Radowitz hat 
hier eine Familienwohnung miethen laſſen; er ſelbſt 
wird hier heute oder morgen eintreffen und vorerſt in 


einem Gaſthauſe wohnen. C.) 
Deut ſchlaun d 
Frankfurt a. M., 22. Septbr. [Tages bege⸗ 


benheiten.] Vorgeſtern ſind der Herzog und die 
Herzogin Friedrich von Auguſtenburg aus 
Schleswig⸗Holſtein hier eingetroffen, eben ſo der in 
das engliſche Parlament gewählte Baron Lionel von 
Rothſchild. Am nächſten Montag verlaſſen uns die 
preußiſchen Küraſſiere und das hier liegende Bataillon 
des 30. preußiſchen Infanterie-Regiments; letzteres 
geht nach Raſtatt, dagegen kommt das 31. preußiſche 
Infanterie⸗Regiment hierher in Garniſon. — Der 
Erzherzog-Reichsverweſer und der Erzherzog 
Stephan haben geſtern der Vorſtellung im Theater 
beigewohnt. Der Erzherzog Stephan iſt auf ſeine 
Beſitzung Schaumburg im Herzogthum Naſſau abge⸗ 
reiſt, und wird, wie man vernimmt, in der nächſten 
Zeit nicht wieder hierher zurückkehren. 

Frankfurt, 23. Septbr. Mit dem letzten Bahn⸗ 
zuge iſt geſtern Abend, ziemlich unerwartet und ohne 
daß irgend Empfangsfeierlichkeiten ſtattgefunden hätten, 
der Prinz von Preußen aus Baden wieder hier, 
angelangt, aber nur, um alsbald, vielleicht ſchon mor⸗ 
gen, nach Berlin weiter zu gehen. Man bringt dieſe 
Reiſe mit einem entſcheidenden Beſchluß der preu⸗ 
ßiſchen Regierung in der deutſchen Frage um 
ſo mehr in Verbindung, als der Prinz fortwäh⸗ 
rend, ſammt feiner trefflichen Gemahlin, für 
den kräftigſten Verfechter der deutſchen Sache 
in Berlin gilt. — Wahrſcheinlich morgen ſchon 
wechſelt unſere bisherige preußiſche Garniſon. Aus 
den allgemeinen Dispoſitionen ſchlieft man, daß das 
30. Regiment (Rheinländer) nach Raſtatt beſtimmt iſt. 
— Frankfurt ſcheint nicht zum Sitz des Reichstags 
beſtimmt zu fein, wie dies aus ſcheinbar unerheblichen 
Vorfällen hervorgeht. Zu dieſen gehört die nun defis 
nitiv erfolgte Abberufung des ſeitherigen und während 
der ganzen Dauer des früheren Bundestages hier do⸗ 
mizilirenden preußiſchen Geſandtſchafts⸗Sekretairs Hof⸗ 
rath Kelchner, ſo wie des ſaͤmmtlichen zur preußiſchen 
Geſandtſchafts⸗Kanzlei gehörenden Perſonals, — nach 
Erfurt. Die Genannten ſind, theilweiſe ſchon abge⸗ 
gangen und werden in den nächſten Tagen auch die 
noch übrigen derſelben unſere Stadt verlaffen. 

. (Fr. J.) 

München, 21. Septbr. 
handlungen mit Preußen.] 
königlichen Befehl hat das Staatsminiſterium 
des Aeußeren ſämmtliche auswärtige Geſandtſchafts⸗ 
Poſten beauftragt, den Regierungen anzuzeigen, daß 
Baiern mit Preußen jede Unterhandlung in der 
deutſchen Verfaſſungsangelegenheit in fo lange 
abgebrochen hat, bis von Seite Oeſterreichs ein 
beſtimmter Entſcheid erfolgt ſein wird. Der am 


ten Unterſchrift veröffentlicht fein wird, — was übri⸗ Berliner Hofe bevollmächtigte Geſandte, Graf Ler⸗ 


gens längſt geſchehen ſein würde, wenn es möglich 


geweſen wäre, die Richtigkeit jener Mittheilungen an⸗ 
zufechten. 


chenfeld-Köfering erhielt außerdem noch eine ber 
ſondere Inſtruktion über fein ſofortiges Verhalten der 


preußiſchen Regierung gegenüber. (Augsb. Abendztg.) 


[Abbruch aller Ver⸗ 
Auf allerhöchſten 


Nach der „deutſchen konſt. Ztg.“ hätte die bairiſche 
Wegierung eine neuere preußische Note gegen das Be⸗ 
nehmen v. d. Pfordtens erhalten, welche vielleicht obige 
Verfügung hervorgerufen. Was indeß die deutſche 
konſt. Ztg. über den angeblichen Inhalt dieſer Note 
mittheilt, lautet nicht wahrſcheinlich.) 
(Nürnb. Corxeſp.) 

Naftatt, 22. Septbr. [Urtheil und Exeku⸗ 
tion.] In der geſtrigen Sitzung des Ktiegsgerichts 
ſtanden die Soldaten vom ehemaligen Zten Regi⸗ 
ment: Güntard von Konſtanz, Jäger von Agla⸗ 
ſterhauſen, und Kerker von Konſtanz vor Gericht. 
Der Staatsanwalt hatte bei allen Dreien auf Todes⸗ 
ſtrafe angetragen, welche auch bei den beiden Erſten 
ausgeſprochen wurde. In Bezug auf Letzteren nahm 
der Staatsanwalt im Verluuf der Verhandlung feinen 
Antrag zurück, und beantragte dafür 10 Jahre Zucht⸗ 
hausſtrafe, was von dem Gerichte genehmigt wurde. 
Güntard und Jäger ſind dieſen Morgen in der 
Frühe erſchoſſen worden. (N. Pr. 3.) 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 

C. C. Flensburg, 23. Sept. Seit die Frage wegen 
Verbotes der Annahme ſchleswig⸗holſteiniſcher Kaſſen⸗ 
anweiſungen an den Kaſſen des Herzogthums Schles⸗ 
wig gegen die Argumentation des preußiſchen Kom⸗ 
miſſars entſchieden worden war, hatte ſich Vieler, denen 
die gewiſſenhafte Wahrung der Intereſſen der Herzog⸗ 
thümer auch während des Waffenſtillſtandes am Her⸗ 
zen liegt, die Beſorgniß bemächtigt, daß die Auffaſſung 
des engliſchen Schiedsmanns eine unſeren Verhältnif- 
fen durchaus ungünſtige und dem Streben des preußi- 
ſchen Kommiſſars überall entgegentretende ſein möchte. 
— Es iſt vor Kurzem eine neue Streitfrage vor das 
Forum des Oberſt Hodges gebracht worden, und je 
größer die Befürchtungen aus der erſten Entſcheldung 
waren, mit um ſo mehr Genugthuung hat man ver⸗ 
nommen, daß dieſe zweite zu Gunſten des Grafen Eu⸗ 
lenburg ergangen iſt. Der königl. däniſche Kommiſſar 
hatte das Verlangen geſtellt, daß alle während des 
Krieges aus politſſchen Rückſichten zurückgetretenen oder 
removirten Beamten reſtituirt und folgeweiſe die von 
den verſchiedenen Zwiſchen⸗Regierungen an die Stelle 
derſelben geſetzten entfernt werden ſollten. Graf Eulen⸗ 
burg hatte dagegen auf das Entſchtedenſte proteſtirt, 
indem er dem bisher befolgten Grundſatze: keinen Be⸗ 
amten wegen ſeiner antidäniſchen Geſinnung, ſondern 
nur wegen renitenter Handlungen gegen die Landes⸗ 
Regierung oder ſonſtiger ſpezieller Amtsvergehen zu 
entlaſſen, auch fernerhin Geltung vindieirte. Graf 
Eulenburg iſt ſomit, wie geſagt, durchgedrungen. — 
Wichtiger noch als dieſe Entſcheidung ſchon durch den 
Gegenſtand ſelbſt iſt, wird ſie durch die Beweggründe, 
die Oberſt Hodges ſeinem Ausſpruche in großer Aus⸗ 
führlichkeit beigefügt hat und von denen das Weſent⸗ 
lichſte bekannt geworden. Man weiß jetzt, daß er der 
däniſchen Auffaſſung, wonach die Kommiſſion, welche 
nach dem Wortlaute der Konventiom „am Namen des 
Königs von Dänemark zu regieren hat,“ eben aus die⸗ 
ſem Grunde auch in dem Sinne des königlichen 
Willens (gleichſam als däniſche Behörde) handeln 
ſollte, entſchieden entgegentritt. Dieſe däniſcher Seits 
beliebte Auslegung, welcher nichts als der Mangel des 
Zuſatzes: „als Herzogs von Schleswig,“ an der be⸗ 
züglichen Stelle zur Seite ſteht, bildete begreiflich den 
Stein des Anſtoßes bei allen wichtigen Entſchließungen 
der Kommiſſion und die Richtung der ganzen Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer letzteren wird ſich fortan im Weſentlichen 
nach der Anſicht des Schiedsrichters über dieſen Punkt 
beſtimmen. Daher iſt es als ein großer entſcheiden⸗ 
der Erfolg anzuſehen, daß Drerft Hodges ſich der De⸗ 
duktion des preußiſchen Kommiſſars angeſchloſſen hat: 
daß, wie die Kommiſſion ihr Mandat von einer 
Vereinigung der kontrahirenden Parteien und 
nicht vom däuiſchen Gouvernement empfangen 
hat, ſie auch keinem politiſchen Partei⸗Intereſſe 
durch ihre Amtsführung Vorſchub leiſten dürfe, 
ſondern lediglich das wohlverſtandene Jntereſſe 
des Landes durch eine verſöhnende, beruhigende 
und das Vertrauen wieder herſtellende — 
rung nach Kräften zu fördern habe. eht 
aus dem 3 — Eutenburg, 25 das 
Klarſte hervor, daß die Bevorzugung irgen r po⸗ 
aachen ag während der Waſſe aa ſtande⸗ He 
gierung gewiſſenhaft vermieden werden fol, und daß 
die Maßregeln der früheren Zwiſchen⸗Regierungen nicht 
ihres Urſprungs wegen, ſondern nur im Falle ihrer 
Unverträglichkeit mit der unpastellfben Ausführung der 
Konvention aufgehoben werden dürfen, Graf Eulen⸗ 
burg bezeichnet darin ferner die durch Unzuverlßigkeit 
oder offene Widerſetzlichkeit vieler ſeit dem Mäcz v. J. 
angeſtellter Beamten nothwendig gewordene Entlaſſung 
derſelben, auch um deshalb als einen bedauerlichen 
Uebelſtand, weil wohl mancher der nun wieder in die 
ihnen früher abgenommenen Stellen eingeſetzten Beam⸗ 
ten in dieſer Reſtitution ircthümlich eine Ermunterung 
finden möchte, in ſpeziſiſch däniſchem Intereſſe zu wir⸗ 
s (Fortſetzung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 
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(Fortſetzurg.) 
ken. — Man will endlich wiſſen, daß bei Gelegenheit 
dieſes Antrages däniſcher Seits verſucht worden ſei, 
den dort ſo beliebten Ausdruck „Inſurrektion“ auf den 
deutſch⸗däniſchen Krieg anzuwenden und daß Graf Eu⸗ 
lenburg durch den Obmann die Entfernung deſſelben 
aus den offiziellen Aktenſtücken durchgeſetzt habe, bevor 
er ſich überhaupt auf die Behandlung des Antrages 
eingelaſſen. — Warum nun dieſe, von der Majorität 
der Kommiſſion adoptirten Grundſätze nicht auch in 


der Kaſſenſcheinfrage der Anſicht des Grafen Eulen⸗ tigt fortwährend das allgemeine Inte reſſe. 


burg den Sieg verſchafft haben, dafür bliebe der Grund 


noch zu ſuchen. 
ſtände dafür, daß, ohne 
von der Statthalterſchaft gegen 
eingenommen worden iſt und welche dem engliſchen 
Schiedsmann vielleicht die Beſorgniß nahe legte, daß 
die Beamten vielleicht dazu die Hand bieten würden, 
die Kaſſenſcheine in die Flensburger Hauptkaffe zu lei⸗ 
ten, das baare Geld aber dafür nach der Rendsburger 
Hauptkaſſe zu ſchicken, um der hieſigen Regierung Ver⸗ 
legenheiten zu bereiten, — auch dieſe Entſcheidung in 
anderem Sinne ausgefallen wäre. 

Altona, 24. September. Zwei intereffante: Pers 
ſönlichkeiten trafen wir auf dem Eiſenbahnperron, Ka⸗ 
pitän Bromme, der kam, und Lieutenant Chriſtian⸗ 
ſen, der ging. Kapitän Bromme kam von einer In⸗ 
ſpektionsreiſe unſerer Marine von Kiel, Eckernförde 
und Glückſtadt, welche letztere Stadt bisher die Reichs⸗ 
fregatte „Deutſchland“ und das Kriegsdampfboot 
„Bremen“ auf ihrer Rhede hatte. Beide ſind nun 
den Kanonenböten gefolgt, und Glückſtadt hat von 
der dentſchen Marine nichts weiter als die Steinkoh⸗ 
lenſchuppen übrig behalten, zum Zeichen, daß es einſt 
dazu beſtimmt war, ein Hafenplatz der deutſchen Flotte 
zu werden. Bromme hat in Kiel die Seeoffizier⸗ 
ſchule und Kriegsmarine inſpizirt. Wie man allge⸗ 
mein glaubt, geht dieſe Inſpektionsreiſe der Ueber⸗ 
nahme unſerer Marine und See-Offtzierſchule voraus, 
und werden wir dieſelbe bald der deutſchen Marine 
einverleibt ſehen. Von Eckernförde hat man 7 Stück 
grobes Geſchütz von dem Wrack Chriſtian VIII. und 
4 von den Batterien nach Eckernförde gebracht. 

f (Konſt. 3.) 
Oeſterreich. 

Wien, 24. Sept. (Stadion. — Radetzki.] 
Der Unfall des Grafen Stadion in Gräfenberg hat 
hier ungemeine Senſation erregt, weil dem plötzlichen 
Verſchwinden deſſelben im nahen Walde Motive des 
Selbſtmordes untergelegt wurden, zu denen man ſich 
alſo berechtigt glauben mochte. Einer ausgedehnten 
Streifung in der Gegend gelang es, den Verlornen 
wieder aufzufinden, ohne daß über den ganzen Vorfall 
bis jetze mehr Licht gekommen wäre. So viel ſcheint 
ſicher, der Graf leidet an einer tiefen Schwermuth, 
welcher der Tod als Erlöſer vorſchwebt, und es kommt 
bloß darauf an, was dieſe Melancholie erzeugte. Wäh⸗ 
rend die Gutgeſinnten natürlich aus der Geſchichte des 
gräflichen Hauſes eine angeborue Inklination zu Ge: 
müthskrankheiten beweiſen wollen, der auch der aufge⸗ 
klärte Staatsmann verfallen ſei, fehlt es auch nicht 
an Solchen, denen es klar geworden ſein will, wie nur 
der tiefe Eindruck, den der zukunftsloſe und verworrene 
Stand der Dinge in Oeſterreich auf das Herz des pa⸗ 
triotiſchen Miniſters hervorbrachte, deſſen hellen Geiſt 
umnachten konnte, und dieſe ſehen in dem kranken 
Staatsmann den trauernden Propheten, der einen Au⸗ 
genblick hoffen mochte, den Neudau Oeſterreichs zu 
verwirklichen, aber gar bald in Erkenntniß der zahllo⸗ 
ſen, unüberſteiglichen Hinderniſſe über ſeiner unlösbaren 
Aufgabe den Verſtand verlor. — Das dem Marſchall 
Radetzey zu Ehren vom Gemeinderath im großen 
Redoutenſaale veranſtaltete Feſtmahl, zu dem ſich übri⸗ 
gens die Gemeinderäthe weit zahlreicher verſammelten, 
als dies gewöhnlich in ihren Sitzungen zu geſchehen 
pflegt, war in Allem, was die materielle Seite betrifft, 
überaus lobenswerth, deſto mangelhafter aber erſchien 
der geiſtige Charakter des Banketts. Die Toaſte wa⸗ 
ren im Programm vorausbeſtimmt und Niemand durfte 
einen andern Trinkſpruch ausbringen, als die vorge⸗ 
zeichneten, welche ledern genug waren und den wider⸗ 
lichſten Servilismus athmeten. Selbſt Perſonen, die 
ſich die ſchönſten Verdienſte ums Vaterland erworben, 
blieben unerwähnt, ſobald gerade der Fittig der Un⸗ 
gnade die Häupter derſelben beſchattet. Weder Erz⸗ 
herzog Johann, noch der brave, einſt vom Gemeinde, 
rath abgöttiſch verehrte Welden, erhielten ein Wort 
freundlicher Erinnerung; dagegen ward die ſchwülſtige, 
aber immerhin gelungenfte Rede des Banus Jellach ich 
von den Damen zumal auf das feurigſte beklatſcht. 
Der Gefeierte ſchien des Lärmens herzlich ſatt zu fein 
und als er ſich erhob, bildeten die Anweſenden Spalier. 

NB. Wien, 25. September. [Tagesbericht.) 
Die Gemeindeordnungen gehen aus den Berathungen 


Es ſprechen aber alle bekannten Um⸗ | eines großen und einigen Oeſterceichs unterzuordnen 
die feindſelige Stellung, welche fi}, darüber find die Anſichten, die ſich in der hieſi⸗ 
die Landesverwaltung 


der verſchiedenen Korporationen in einer Weiſe hervor, Obſervations⸗Korbs Feld marſchall⸗Lieutenant Fürft 
die wenig Tröftliches darüber bietet, daß die Anſprüche Karl Schwarzenberg) wird auf 22,000 Manır 
der Zeit und die Erforderniſſe des verjüngten Staats⸗ verſtärkt; eine weit größere Anzahl von Trup⸗ 
weſens unbefangen gewürdigt werden. Innsbruck, pen wird in Böhmen unter Kommando des 
Laibach und jüngſt Prag haben fogar in kraſſer F.⸗M.⸗L. Erzherzog Albrecht, k. k. Hoheit, mit 
Intoleranz den § 1 des vom Kaiſer ſanktionirten derſelben Beſtimmung zuſammengezogen. — Die 
Statutes, rückſichtlich der Gleichſtellung aller Reli⸗ Brigade des tapfern Oberſten Kneſevich ſteht mit ih⸗ 
gionsgeſellſchaften in ſtaatsbürgerlichen Rechten, durch rem Gros in Keſthely an der Südſpitze des Plat⸗ 
Gegenſchlüſſe außer Wirkſamkeit zu ſetzen getrachtet. tenſees und beobachtet durch dieſe Stellung das 
— Die künftige Conſtituirung Ungarns beſchäf⸗ Szalader und Somogyer Komitat. Unabläßliche Des 
Daß die tachirungen und ambulante Kolonnen dieſer unermüd⸗ 
lichen Brigade ſäubern weit umher die Gegend von 
jenem Geſindel, das ſich nun dort nach Räuberart in 
Wäldern herumtreibt. Die In ſurgenten in 
Komorn haben die ihnen letzt geſtellten Bedingungen 
nicht angenommen und wollen ſich bis auf den letzten 
Mann vertheidigen. — Sie hielten am 22ſten großen 
Kriegsrath in der Feſtung mit ſämmtlichen Offizieren, 
und die am 22ſten in Acs geweſenen Parlamentäre 
welche eine Vereinbarung der älteren Inſtitutionen mit brachten das Ultimatum. Es werden daher alle An⸗ 
der Verfaſſung vom 4. März wünſchen. — Das ſtalten zur ernſten Belagerung getroffen. Nach den 
Miniſterium hat die Einleitung getroffen, daß die Bez | eingelangten Nachrichten herrſchen zwei Parteien, und 
ſitzer landesfürſtlicher Lehen, wie bisher üblich, inner⸗ der größte Theil der Mannſchaft iſt noch in Unkennt⸗ 
halb der geſetzlichen Ftiſt von Jahr und Tag nach der niß über die wahre Sachlage. — Uederläufer ſagen 
Thronbeſteigung zur Erneuerung der Belehnung und aus, daß großer Mangel an Heu herrſche. Die 
Leiſtung der Lehenspflicht verhalten ſein ſollen, da die Artillerie ⸗Hauptreſerve der Armee in Italien iſt von 


Durchführung der entgeltlichen Auſtöſung des Lehens⸗ Crema nach Mantua verlegt worden. (Lloyd.) 
Frankreich. 


verhältniſſes durch ein eigenes Geſetz, welches zur Zeit 

noch nicht vollendet iſt, geregelt, das Lehensrecht je- -. Paris, 23. Sept. [Die römiſche Ange⸗ 
doch bis dahin aufrecht erhalten werden ſoll. — Von legenheit.) General Roſtolan hört nicht auf zu 
wiederholen, daß er lieber eine Belagerung leiten und 


Seite des Finanzminiſteriums iſt ein Cirkular an alle 
eine Stadt mit Sturm nehmen wolle, als die diplo⸗ 


oſterreichiſchen Konſulate im Auslande ergangen, worin 
denſelben aufgetragen wird, die größeren MWechfelhäus | matifchen Scharmützel mit den Abbé's unterhalten. 
Ich glaube es gern. Es iſt ein altes Sprichwort, 


ſer in ihren Geſchäftsbezirken von dem neuen Anlehen 
und deſſen Bedingungen in beſondere Kenntniß zu daß mit Kindern, Frauen u. Prieſtern ſchwer zu unter⸗ 
handeln iſt, denn ihre Stärke liegt gerade in ihrer 


Idee einer ſelbſtſtändigen Verwaltung Ungarns jener 
gen Journaliſtik geltend machen, wohl einig; nur 
über das Mehr und Minder und insbeſondere über 
das Wie herrſcht Zwieſpalt in den gegenſeitigen Mei⸗ 
nungen. Die „Preſſe“ verfährt hiebei am rückſichts⸗ 
loſeſten mit den Anträgen der altkonſervativen Patte, 


— 


ſetzen. — Zu den Subſkriptionen auf das neue An⸗ 
lehen war geſtern der Andrag wieder ſehr groß, beſon-[ Schwäche. In dem geiſtlichen Charakter namentlich 
liegt ein gewiſſes paſſives Element, das weder vor— 


ders von Seite der kleineren Rentiers und es wurden 

abermals 6 Millionen gezeichnet. — Die Maſſen von wärts noch rückwärts geht, das ſich beugt, ohne nach⸗ 
meiſt blutjungen Krüppeln, die täglich in Peſth mit zugeben, das triumphirt ohne zu kämpfen und das 
halb zerſchoſſenen Gliedern eintreffen, erregen das all- ſolchergeſtalt einen militäriſchen Charakter natürlicher⸗ 
gemeine Mitleid. Bemerkenswerth iſt, daß dieſe Un- weiſe zur Verzweiflung bringen kann. Wenn man 
glücklichen trotz der Verſtümmlung noch ſtets mit Be- | feine Eiſenhand ſtark genug fühlt Wälle zu durchbre⸗ 
geiſterung von Kampf und Schlachten erzählen, ſehr chen und Kronen in Staub zu werfen und ſich dabei 
doch genöthigt ſieht, ſeidene Handſchuhe zu tragen, um 


fanatiſirt ſind und eine zweite Inſurrektion in nahe de 
Ausſicht ſtellen. — FM. Cſorich, der in Erfah⸗ die geistlichen Soutanen nur nicht unfanft zu berühren, 
ſo muß das für einen Soldaten ein ſehr langweiliges 


rung brachte, daß Klapka unaufgefordert mehrere ruſ⸗ 
ſiſche Offiziere aus der Comorner Kriegsgefangenſchaft Geſchäft fein. Frankreich brauchte jetzt in Rom einen 
entlaſſen hatte, ſtellte an ſelben das gleiche Anſuchen jener ſo ſelten gewordenen europälſchen Diplomaten, 
hinſichtlich öſterreichiſcher Offiziere, worauf am 13. der die Kirche mit ihren großen Schrecken und kleinen 

Schwächen kennend, in ihr Herz ſich einzuniſten wüßte. 


die Freilaſſung derfelben erfolgte. — Heute Nachts 
ſtarb hier der Walzerheros Strauß am Schaxrlach-J Daher war denn auch die Idee, einen proteſtantiſchen 


fieber. General nach Ro i i 

M. Wien, 25. September. (Permanenz genug. 7 
des Belagerungszuſtandes. — Aus dem] Die Zuſtimmun — 

8 on a g Oeſterreichs zu der franzöſiſchen 
Kriegsminiſterium.] Unſere Regierung fcheint | Politik in der päpſtlichen Reſtauration, — — 28 


zu der eben nicht ſehr ſchmeichelhaften Ueberzeugung 
gekommen zu ſein, daß der Kriegszuſtand in Wien 
ewig dauern müſſe. Die Konferenzen in Militär⸗ 
Angelegenheiten, welche unter Radetzky's Vorſitz täg⸗ 
lich abgehalten werden, hatten unter Anderem auch 
dieſe Frage zum Gegenſtande. Ein einſtimmiges: 
„Der Belagerungszuſtand kann nicht aufhören!“ erle⸗ 
digte den Gegenſtand ſchnell und ohne Debatte. Die 
Militärregierung iſt ein herrliches Mittel, die Uebel, 
an denen Wien noch leidet, zu heilen, — meinte das 
Miniſterium in ſeinem diesfalls abgegebenen Votum, 
| — denn fie allein bietet die Möglichkeit zur Durch: 
führung heilſamer konſtitutioneller Formen!“ — Wie 
man in den Bureaux des Kriegsminiſteriums erzählt, 
ſoll die Reduzirung der in Italien ſtehenden Armee 
auf Friedensfuß bereits beſchloſſen fein. Den Offizier 
ren wird die Wahl bleiben, entweder als ſupernume⸗ 
rär in ihrer Charge fortzudienen, oder gegen ange⸗ 
meſſene Gratifikation und Beibehaltung des Offiziers⸗ 
Charakters ad honores, aus der Armee zu treten. 
* Wien, 25. Sept. [Stadion. — . 
Der Miniſter Graf Stadion hatte bekanntlich dieſer 
Tage in Gräfenberg den Unfall, daß er eine ganze 
Nacht in einem Walde, in welchen er ſich verirrt 
hatte, zubrachte. Die Folgen dieſes Unfalles ſollen 
nach den neueſten Nachrichten ſehr ernſter Natur ſein. 
— Der Feldzeugmeiſter von Haynau ſchickt ſich 
zur Abreiſe nach Komorn an. Er wird den Feldzeug⸗ 
meiſter Graf Nugent von dort ablöſen. — Nach 
Berichten aus Raab von geſtern hatte ſich bei Komorn 
nichts verändert. Es gehen immer Parlamentairs hin 
und her und vorgeſtern begaben ſich mehrere öſterrei⸗ 
chiſche Offiziere dis an den äußerſten Vorpoſten der 
agyaren, ohne auf eine Weiſe beläſtigt zu werden. 
Selbgeugmeifter Graf Schlick paffiete die Linie bei 


[Die öſterreichiſchen Obſervations-Korps. 
— Komorn.] Das im Vorarlbergiſchen ſtehende 


allem Zweifel iſt, hat nicht überraſcht. Oeſterreich ha 
große Geſchäfte abzuwickeln; — — as 1 — 
es erſttebt, iſt es nicht allein, was ihm zu ſchaffen 
macht, und eine ſchnelle Löſung der italieniſchen Wir⸗ 
ren liegt in ſeinen höchſten Intereſſen. Oeſterreich 
wird ſich freilich nicht mit einem Papſte begnügen, der 
nichts als die Meſſe zu leſen hat, aber es muß eben 
fd und mehr noch als jede andere Macht wünſchen, 
daß die Mißbräuche des päpſtlichen Regiments in 
Rom abgeſchafft werden, um Exploſionen zu verhindern, 
die die ganze Halbinſel erſchüttern würden. — Ich 
glaube auch, daß ſich der Papſt von ſeinem kleinen 
Hofe von Portici losmachen und ſich den kräftigen 
Armen von Frankreich und Oeſterteich übergeben wird, 
die ihn nach Rom führen wollen. Die Anweſenheit 
des Papſtes in der Hauptſtadt wäre das einzige Mit: 
tel, um alle Verwickelungen zu löſen, da alsdann zu 
erwarten ſteht, daß das heilige Collegium gehorchen 
und nicht befehlen wird. — Um nun aus Rom nach 
Paris zurückzukehren, ſo will ich melden, daß ſich 
viele Repräſentanten bereits einfinden, und zu einem 
harten Kampfe vorbereiten. In der That kündigt 
auch ein großes Zittern der Luft ſchon die Stürme 
an, die in den erſten Tagen des Oktober nicht auf 
ſich werden warten laſſen. — Mercier, der, wie 
bereits gemeldet, mit Inſtruktionen für Roſtolan nach 
Rom gereiſt iſt, ſoll gleichzeitig ein Schreiben des Prä⸗ 
ſidenten an den Papſt mitgenommen haben, in welchem 
Louis Napoleon ſich über jene Kommentare ſeines 
Schreibens vom 18. Auguſt verwahrt, als habe er die 
Unabhängigkeit des Papſtes antaſten wollen. Er habe 
bloß einen guten Rath geben wollen, beuge ſich aber 
ehrfurchtsvoll vor dem freien Willen des Vaters der 
Gläubigen. Ich melde Ihnen dies als ein on⸗-dit! 
Belgien. 

* Brüſſel, 23. September. [Septemberfeſte. 
Neunzehnter Jahresta, der nationalen Un⸗ 
abhängigkeit Belgiens.] Wie jedes Jahr an 


biefem Tage, erwachte Brüſſel auch heute mit feſtli⸗ 
cher Miene unter dem Donner der Xrtillerie-Salven, 
welche den Morgen des 19ten Jahrestages der belgi⸗ 
ſchen National⸗Unabhängigkeit verkündeten. Glücklich 
die Nationen, die nur ſolche Feſte zu begehen haben, 
und doppelt glücklich, wenn ſie ſich wie die Belgier 
rühmen können, von jedem Exceß, von jeder Uebertrei⸗ 
bung mitten im Kampfe fern geblieben zu ſein und 
ein glänzendes Beiſpiel von Mäßigung und Ordnungs⸗ 
liebe, ſo wie von Patriotismus und Einheitsliebe ge⸗ 
geben zu haben! — Keine Gewiſſensbiſſe, keine trüben 
Erinnerungen, kein anderes Bedauern als das über 
die 1830 ruhmvoll gefallenen Kämpfe können ſich in 
die Freude und den Enthuſiasmus miſchen, welche die 
Septemberfeſte in jedem Jahre neu beleben. Die bel⸗ 
giſche Revolution hat ihren Platz nicht unter den 
Umwälzungen, welche zerſtören, ſondern unter denen, 
welche aufbauen. Sie iſt kein Triumph gewiſſer Klaſ⸗ 
ſen des Volkes über andere geweſen, ſondern der all⸗ 
gemeine, einſtimmige und freiwillige Aufſchwung eines 
Volkes, das ſich ſelbſt angehören wollte. Das iſt kein 
Kampf zwiſchen der Demagogie und den Männern 
der Ordnung geweſen, ſondern zwiſchen den Söhnen 
Belgiens und der Fremdherrſchaft, und deshalb iſt der 
Jahrestag der Revolution von 1830 auch ein allge⸗ 
meiner Freudentag! — Ein und zwanzig Kanonen⸗ 
ſchüſſe der Artillerie der Bürgergarde leiteten die Feier 
des Tages ein. Auf allen öffentlichen Gebäuden weh⸗ 
ten die Nazionalfahnen. Das Monument auf dem 
Märtyrerplatze hatte eine Ehrenwache von einem Piket 
Grenadieren erhalten. Auf dem Boulevard des bota⸗ 
niſchen Gartens iſt eine große glänzende Dekoration 
angebracht worden, welche aus einer Reihe von Kan⸗ 
dalabern und Vaſen beſteht, welche die beiden Seiten 
des Boulevard begrenzen. In der Mitte ſind von 
Diſtanz zu Diſtanz Kronleuchter angebracht und zwei 
elegante Säulenhallen, in orientaliſchem Styl ſchließen 
die Perſpektive an den beiden Enden der Promenade 
ab. Die Beleuchtung dieſer Dekoration bringt einen 
wunderbaren Eindruck hervor. — Vor dem Palais 
des Königs erhebt ſich eine herrliche Eſtrade. — Eine 
große Anzahl Fremder hat ſich zu den Feſtlichkeiten 
eingefunden, welche drei Tage dauern. 
Schweiz. 

Bern, 20. Septbr. [Struve.] Die Exekutionen 
gegen die Flüchtlingschefs haben begonnen. Struve 
iſt in dieſen Tagen von Genf aus mit Landjägern 
aus der Schweiz gebracht worden. Struve hatte ſich 
vorher um Verlängerung ſeiner Lebensfriſt in der 
Schweiz auf 14 Tage an den Bundesrath gewendet, 
welche ihm derſelbe auch wohl um ſo mehr verwilligt 
haben wird, als er wie Heinzen als Hinderniß ſei⸗ 
ner Abreiſe Geldmangel vorgeſchützt. Doch erfahren 
wir jetzt, daß die Bundeskaſſe beiden von allen Reiſe⸗ 
mitteln ganz entblößten Demagogen nun doch das 
Ueberfahrtsgeld habe vorſtrecken müſſen. Beide haben 
ihre Frauen mit ſich genommen, und wenn in Betreff 
Struves erzählt wird, daß er und ſeine Frau in einen 
Wagen gepackt und mitten in der Nacht an der 
Gränze auf der Landſtraße ausgeſetzt wurden, ſo er⸗ 
zählen wir eben eine Härte nach, deren die ſchweizeri⸗ 
ſchen Landjäger wohl fähig ſind. Ueber Genua be⸗ 
giebt ſich Struve nach Ed inburg, um, wie es heißt, 
von da aus ſich nach Amerika überzuſchiffen. 

(Reform.) 
Dänemark. 

Kopenhagen, 22, Septbr. Abends. Die Berling⸗ 
ſche Zeitung zeigt an, daß die Ernennung des Stifts⸗ 
amtmanns Roſenörn zum Miniſter des Innern 
ſich beſtätigt habe. Ueber die eigentliche Urſache ſeines 
Austritts und den politiſchen Charakter des Miniſter⸗ 
wechſels erklärt Faedrelandet ſich im Augenblick 
außer Stande, eine Meinung auszuſprechen. 


Lokales und Provinzielles. 


Außerordentliche Sitzung der Stadtverordneten 
am 24. September. 
Vorſitzender Dr. Grätzer. Anweſend 68 Mitglieder. 
Nach Verleſung und Genehmigung des Protokolls der 
letzten ordentlichen Sitzung kam die Petition an die Kam⸗ 
mern, um Erlaß eines Geſetzes über die umgeſtaltung und 
Regulirung des Einquartierungs⸗Weſens, zur Berathung. 
Die Verſammlung erklärte ſich, in Uebereinſtimmung mit 
dem Magiſtrate, mit Inhalt und Faſſung der von einer ge⸗ 
miſchten Kommiſſion entworfenen Petition einverſtanden und 
beſchloß, dieſelbe wörtlich zu veröffentlichen, weil der Ge⸗ 
genſtand, den ſie behandelt, nicht bloß das lokale, ſondern 
das allgemeine Intereſſe berührt. N 
Demnächſt referirte Juſtizrath Herr Gräff über das 
Gutachten der gemiſchten Kommiſſion zu dem von dem kgl. 
Miniſterium den Kammern vorgelegten Entwurfe einer Ge⸗ 
meinde⸗, Kreis⸗, Bezirke und Provinzial⸗Ordnung. Referent 
hob hervor, daß bei 40 Paragraphen des neuen Entwurfs 
der Gemeinde⸗Ordnung Abänderungen gegen den dritten 
Entwurf vorkämen. Dieſe Veränderungen zerfielen in drei 
Kategorien: 1) in ſolche, durch welche mehrere bei der Be⸗ 
rathung der früheren Entwürfe geſtellte Anträge erledigt 
würden, 2) in ſolche, welche nur deutlſchere Faſſung be⸗ 
zweckten, oder unbedeutende das Eſſentielle des Geſetzes⸗ 
Textes nicht berührende Zuſätze enthielten, und 3) in wirk⸗ 
lich weſentliche Abänderungen. 
Auf den Vorſchlag des Vortragenden entſchied ſich die 
Verſammlung dafür, die Berathung nur auf die in die dritte 


2432 


1 Kategorie fallenden Abänderungen zu beſchränken. Als hier⸗ 
her gehörig wurden bezeichnet: 

Bei 9 4 der zweite und dritte Abſatz, worin die näheren 
Beſtimmungen über die Selbſtſtändigkeit eines Wählers und 
über den Ausſchluß von dem Wahlrechte und von der 
Wählbarkeit enthalten ſind. Beide Zuſätze nahm die Ver⸗ 
ſammlung mit dem Antrage der Kommiſſion an, daß als 
Bedingung der paſſiven Wählbarkeit die Kenntniß des Leſens 
und die Fertigkeit im Schreiben von einem Gemeinde-⸗Ver⸗ 

treter gefordert werden ſolle. 

Bei 57 hatte die Kommiſſion auf Streichung des Schluß⸗ 
ſatzes angetragen, weil ſie es für unbillig erachtete, dem 
Erbſcholtiſeibeſitzer, nach Entziehung der Rechte und Vor⸗ 
ı theile von dem Erbſchulzen-Amte, eine Ablöfung der Pflich⸗ 
ten und Laſten deſſelben zuzumuthen, und falls er darauf 

nicht eingehen wollte, den Verluſt ſeines Beſitzthums in 
Ausſicht zu ſtellen. Dieſem Antrage war der Magiſtrat 
nicht beigetreten. Seine divergirende Anſicht ſtützte ſich 
darauf, daß die Laſten und Pflichten des Schulzen⸗Amtes 
ſchon bei Austhuung der Erbſcholtiſeien durch Zuweiſung 
größerer Ländereien Berückſichtigung gefunden, daß das 
Schulzen-Amt alſo erblich mit der Stelle verbunden ſei, 
man dem gegenwärtigen Beſitzer mithin nur ein Geſchenk 
zum Nachtheil der Gemeinde machen würde, wenn man ihn 
ohne Weiteres von der Laſt des Schulzen-Amtes befreien 
und die Beſoldung des neuen Schulzen lediglich der Ge⸗ 
meinde aufbürden wollte. Magiſtrat erklärte ſich ſonach für 
die Beibehaltung des Zuſatzes mit dem Bemerken, daß der 
Fortbeſitz der Erbſcholtiſeien nur nicht von der Ablöſung 
abhängig gemacht werden dürfe, und daß, wie es ſich von 
ſelbſt verſtehe, bei der Ablöſung auch die Rechte und Vor⸗ 
theile des Amtes mit berückſichtigt reſp. mit zur Berechnung 
gezogen werden müßten. Die Verſammlung trat auf Seite 
des Magiſtrats, trug aber darauf an, daß die Faſſung des 
Zuſatzes in folgender Weiſe präciſirt werde: 
„Die bisherigen Erbſchulzen ſind berechtigt, gegen Ent⸗ 
richtung eines angemeſſenen Betrages für die aufgeho— 
benen Pflichten und Laßen, unter Anrechnung der auf: 
gegebenen Vortheile und Rechte, im Beſitz der Schul: 
zengüter zu bleiben.“ 

Bei 9 9 beantragte die Kommiſſion den Wegfall der in 
dem 6. Abſatze neu eingeſchalteten Beſtimmung, „doch nach 
der alphabetiſchen Ordnung der Namen beſtimmen,“ womit 
die Verſammlung einverſtanden war. Referent beleuchtete 
hierauf nochmals die Unzweckmäßigkeit des im Geſetzent⸗ 
wurfe angenommenen Wahlmodus und ſchlug vor: ſeinen 
früheren Antrag, wonach die erſte Wahlabtheilung minde— 
ſtens ein Neuntel, die zweite Abtheilung mindeſtens zwei 
Neuntel der ſämmtlichen Wähler enthalten ſolle, zur Abſtim⸗ 
mung zu bringen, im Falle der Verwerfung aber das frü⸗ 
here Gutachten der gemiſchten Kommiſſion, welches minde⸗ 
ſtens drei Mitglieder für jede der beiden erſten Wahlattheis 
lungen verlangt, auch fallen und den Paragraphen in ſeiner 
dermaligen Faſſung zu belaſſen. Stadtverordneter Herr 
Piefke ſtellt den Antrag: Für Breslau die Annahme eines 
Cenſus von 150 Thaler zu beſchließen. Bei der Abſtimmung 
fielen die Anträge, in Bezug auf die Annahme von ein und 
zwei Neunteln, ſo wie eines Cenſus und eben ſo wurde das 
Gutachten der Kommiſſion in Betreff der drei Mitglieder 
für jede Abtheilung verworfen. 8 9 ift alfo mit der oben 
erwähnten Aenderung angenommen. 

Nach § 10 iſt die Abgränzung und Feſtſetzung der Wahl: 
Bezirke, ſo wie die Beſtimmung der Zahl der von einem 
jeden derſelben zu wählenden Gemeindeverordneten dem Ger 
meindevorſtande übertragen, während in dem früheren Ent⸗ 
wurfe dieſe Befugniß dem Gemeinderathe beigelegt war. 
Die Kommiſſion erklärte ſich für die Abänderung mit der 
Maßgabe, daß am Schluſſe des Paragraphen vor dem Worte 
„feſtgeſetzt“ die Worte „nach Anhörung des Gemeinde- 
raths“ eingeſchaltet würden. Die Verſammlung war da⸗ 
mit einverſtanden. 

Im § 13 Nr. 3 werden die Richter von der Wahl zu 
Mitgliedern des Gemeinderathes ausgeſchloſſen, alsdann ſoll 
nach der Beſtimmung im letzten Satze des Paragraphen von 
zugleich gewählten Verwandten der ältere den Vorzug ha⸗ 
ben. Beide Feſtſetzungen erkannte die Verſammlung, in 
Uebereinſtimmung mit der Kommiſſion, für nicht zweckmäßig 
und trug auf deren Beſeitigung an. 

Der $ 23 ſetzt in dem neu zugetretenen Schlußſatze feſt: 
„Der Bürgermeiſter und die eiwaigen befolderen Mitglieder 
des Gemeindevorſtandes werden auf 12 Jahre gewählt.“ 
Die Kommiſſion hatte ſich einſtmmig für die Annahme der 
12jährigen Wahlzeit ausgeſprochen, die Verſammlung erklärte 
ſich dagegen und beantragte, daß die Wahl aller beſoldeten 
Mitglieder des Gemeinderaths auf eine ſechsjährige Dauer 
beſchränkt werde. 

Die neue Beſtimmung im § 76, daß die Gehälter der 
Bürgermeiſter und der übrigen Gemeindebeamten vor der 
Wahl oder der Ernennung derſelben von dem Gemeinderathe 
feſtgeſtellt werden ſollen, fand ein ſhimmige Annahme, dage 
gen erregte die in dem darauf folgenden Satze enthaltene 
Anordnung, daß die Provinzial⸗Verſammlung in Bezug auf 
die Beſoldungen die erforderlichen allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen zu treffen habe, das Bedenken der beabſichtigten Auf⸗ 
ſtellung von Nermal⸗Beſoldungs⸗Etats. Eine ſolche Beſtim⸗ 
mung erachtete die Verſammlung nur für das platte Land, 
keineswegs aber für die Stävte als nothwendig und ver⸗ 
wahrte ſich gegen die Annahme der Einrichtung, als eine 
die ſelbſtſtändige Verwaltung beeinträchtigende Waßregel. 

Der $ 77 enthält in dem zweiten Abſatze die neue Be⸗ 
ſtimmung „gegen den Beſchluß des Bezirksrathes, ſo weit 
derſelbe ſich nicht auf die Thatſache der Dienſtunfähigkeit 
bezieht, findet die Berufung auf richterliche Entſcheidung 
ſtatt.“ Hierzu war von der Kommiſſion bemängelt worden, 
daß nicht auch über die Thatſache der Dienſtunfähigkeit die 
Berufung auf richterliche Entſcheidung für zuläffig erachtet 
worden ſei. Die Verſammlung abſtrahirte indeß don dieſer 
Erinnerung, in Betracht, daß die für die richterliche Ent⸗ 
ſcheidung erforderliche formelle Beweisführung über die 
Thatſache der Dienſtunfähigkeit ſehr ſchwierig, in vielen Fäl⸗ 
len ſogar unmöglich ſein würde und daß man dem Bezirks⸗ 
rathe, der gleichwie eine Jury über jene Thatſache nach 
Pflicht und Gewiſſen zu urtheilen habe, in der fraglichen 
Beziehung die alleinige Entſcheidung überlaſſen könne. 

Die Verſammlung beſchloß: den Entwurf der Gemeinde: 
Ordnung mit den ebenerwähnten Anträgen und Bemerkun⸗ 
gen dem Magiſtrate zurück zu geben, mit dem Erſuchen: die 
mehrfachen Gutachten nunmehr in Eins zu verſchmel⸗ 
zen, in den Punkten, wo er bei feiner abweichen⸗ 
den Meinung beharren zu müſſen glaube, die verſchiedenen 
Vota nebeneinander zu ſtellen und demnächſt die in Betreff 
des Gegenſtandes an die Kammern zu richtende Petition zu 
entwerfen. Zugleich erging das Anſuchen, die gemiſchte Kom⸗ 
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miſſion zur Berathung über den neueſten Entwurf der Kreig- 
Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung zu —— Bi 
nen iſt hier noch der von dem Magiſtrate zu Berlin den 
Kammern überreichte und in zwei Exemplaren hierher ge⸗ 
langte Entwurf einer Gemeindeordnung. Das der Verſamm⸗ 
lung überwieſene Exemplar wurde im Bureau zur Einſicht 
für 75 1 ausgelegt. 

Die Berathung über die Petition an die Kammern 
betreffend die Aufhebung der 5 und Schlachtſteuer und 
Einführung einer Einkommenſteuer vertagte die Verſamm⸗ 
lung, auf den ſchriftlich eingebrachtrn Antrag des Stadtver⸗ 
ordneten Herrn Burghardt und mit Rückſicht auf die 
eben erſt erfolgte Vertheilung der Denkſchrift des Herrn 
Kämmerers Frieböß an die Mitglieder, bis zur nächſten 
ordentlichen Sitzung. 1 r E 

Die Redaktions⸗Kommiſſion der Stadtverordneten 
Dr. Grätzer. Gräff. Galetſchky. 
Petition 
der Stadt Breslau, betreffend den Erlaß eines Geſetzes 
über die Umgeſtaltung und Regulirung des 
Einquartirungs⸗Weſens. 
Hohe Kammer! 
Der Grundſatz der gleichen und gerechten Vertheilung der 
öffentlichen Laſten unter allen Staatsangehörigen iſt als eine 
unabweisliche Forderung der politiſchen umgeſtaltung des 
Vaterlandes von Sr. Majeftät Regierung wiederholt aner⸗ 
kannt worden, und eine hohe Kammer iſt ausdrücklich be⸗ 
rufen, der Durchführung dieſes Grundſatzes als einer der 
bedeutungsvollſten legksklattven Aufgaben ihre Thätigkeit zu 
widmen. 

Wenn es nun als der weſentlichſte Theil dieſer Aufgabe 
betrachtet werden muß, diejenigen Zuſtände zu beſeitigen und 
umzugeſtalten, welche mit jenem Prinzip in offenbarem Wi⸗ 
derſpruche ſich befinden, ſo erachten es die unterzeichneten 
Vertreter hieſiger Stadt, als eine von dem allgemeinen 
Staats⸗Intereſſe dringend gebotene Pflicht, die Aufmerkſam⸗ 
keit einer hohen Kammer auf das zur Zeit noch beſtehende 
Einquartirungswelen hinzulenken, als auf eine Ein⸗ 
richtung, die, wie ſie im Allgemeinen von dem Grundſatz der 
Theilnahme Aller an den öffentlichen Leiſtungen am weites 
ſten entfernt iſt, fo insbeſondere ſich als eine höchſt drückende 
Belaſtung der ſtadtiſchen Gemeinden und namentlich des 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes herausgeſtellt hat. 

Die Unterbringung und Verpflegung des Heeres ff ihrer 
Natur nach eine allgemeine Staatslaſt; fie bildet einen 
weſentlichen Theil der dem Staate obliegenden und aus 
den allgemeinen Mitteln des Staatshaushaltes zu beſtrei⸗ 
tenden Unterhaltung der bewaffneten Macht. Als Natural⸗ 
laſt der einzelnen Staatsangehörigen oder als dringliche Laſt 
des Grundbeſitzthums kann fie demnach nur in ſubſidiärer 
Weiſe zum Vorſchein kommen, infofern es nämlich einerſeits 
thatſächlich unmöglich iſt, überall und unter allen Verhält⸗ 
niſſen das Kaſernirungsſyſtem durchzuführen; andererſeits 
höhere militäriſche und ſtrategiſche Rückſichten, Dislokatio⸗ 
nen und vorübergehende Belegung mit Militär nöthig ma⸗ 
chen. Hieraus folgt unzweifelhaft, daß der Staat, wenn er 
ſich in der Nothwendigkeit befindet, einer Klaſſe von Staats⸗ 
angehörigen die Einquartirung als eine Naturallaſt noch 
neben den von denſelben zu gewährenden allgemeinen Bei⸗ 
trägen zu den Staatslaſten aufzuerlegen, zu einer voll ſtän⸗ 
digen Entſchädigung der Herangezogenen verpflichtet iſt. 

Dieſes aus der Natur der Sache ſich ergebende einfache 
und gerechte Prinzip iſt, obwohl in ſeinem Grundzuge von 
jeher anerkannt, doch bisher in einer höchſt unzulänglichen, 
und man darf ſagen, unbilligen Weiſe angewendet worden. 

Der Staat hat allerdings für die gewährte Einquartie⸗ 
rung eine Entſchädigung gegeben und ſomit anerkannt, daß 
ihm ſelbſt, d. h. der Geſammtheit und nicht dem Einzelnen 
die Laſt obliege. — Allein da dieſe Entſchädigung in keinem 
richtigen Verhältniß zu dem wirklichen Werthe der Leiſtung 
fand, vielmehr nur der Schein eines Nequiwalents blieb, fo 
geſtaltete ſich die Einquartierungspflicht zu einer drückenden 
Belaſtung der Grundbeſitzer derjenigen Städte, die mit Mi⸗ 
litär belegt waren, zu Gunſten des übrigen, davon nicht be⸗ 
troffenen Landes. 

Die Ausgleichung des dadurch entſtandenen Mißverhält⸗ 
niſſes iſt ſchon vor länger als einem Menſchenalter als drin⸗ 
gendes Bedürfniß gefühlt und von der Geſetzgebung ausge⸗ 
ſprochen worden. Aber der Weg, den man früher einſchla⸗ 
gen wollte, härte dieſe Ausgleichung in dem vollen Umfange, 
wie ihn das allgemeine Intereſſe erheſſcht, niemals herbei⸗ 

eführt. . 
> Schon in den Edikten über die Finanzen des Staats vom 
27. Oktober 1810 und 7. September 1811 wurde verſpro⸗ 

en, daß 
9 „mit dem Servisweſen eine Einrichtung getroffen wer⸗ 

den ſoll, nach welcher die Laſt theils gleichheitlich von 
allen Städtebewohnern, theils aus den allgemeinen 

Fonds zu tragen ſein wird.“ 

Hierdurch war zunächſt nur beabſichtigt, die Einquartie⸗ 
rungslaſt, die bisher lediglich den Hauseigenthümern 
oblag, auf alle ſtädtiſchen Einwohner zu vertheileu, 
und die Entſchädigung dafür zum Theil aus den allgemei⸗ 
nen Staatsmitteln zu gewähren. 

Allein abgeſehen davon, daß die Heranziehung aller Ein⸗ 
wohner, auch der bloßen Miether, zur Tragung der Ein⸗ 
quartierungslaſt mit ſo vielen Inconvenienzen verknüpft 10 
daß ſie ſich praktiſch gar nicht, oder nur mit ungleichen nd 
unbilligen Conſequenzen durchführen läßt, fo würde bei eis 
nem ſolchen Syſtem immer noch die Einquartiach als 
eine ſpezielle Belaſtung derjenigen Städte, die nicht etwa 
in ihrem eigenen Intereſſe, fondern aus polkeiſende und ſtra⸗ 
tegiſchen Rückſichten mit derſelben belegt * Ar müffen, 
fortbeftehen, anftatt in jedem einzelnen Gele eine alle 
gemeine Landeslaſt, von der großen age mmtheit der 
Staatsangehörigen gemeinschaftlich getragen zu werden. 
Dies läßt ſich eben nur dadurch erreſchen, daß die Quar⸗ 
tiergeber dem Werthe ihrer Leitung vollkommen entſpre⸗ 
chend aus den öffentlichen Stagtsmitteln, zu denen Alle 

beitragen, entſchädigt werben. 

In welchem iber e Se gegenwärtig bie von 
dem Staate gewährte Entſchadigung zu dem wirklichen 
Werthe der Quartierleiſtung ſteht, wolle eine hohe Kammer 

im Allgemeinen aus ber, dem allgemeinen Regulativ über 
das Servis⸗ und Einquartierungs⸗Weſen vom 17. März 
1810 beigegebenen Nachweiſung (Anlage A.) Geſetzſamm⸗ 
lung von 3806-1810. S. 660] entnehmen, welche bis auf 
einige fpätere Abänderungen reſp. Erhöhungen im Servis⸗ 
Tarif noch jetzt maßgebend iſt. Die am hieſigen Orte gel⸗ 
tenden Sätze ſind namentlich in Beziehung auf Perſonen 
der untern Militairgrade bis zum Lieutenant noch dieſelben, 
welche zur Zeit der Befignahme Schleſiens eingeführt wurden, 


Es wird beiſpielsweiſe für den gemeinen Soldaten durch. 
ſchnittlich 15 Ei: monatlich, oder 4%, Piennig im Son: 
mer und 7%, Pfennig im Winter täglich Vergütigung ge⸗ 
teiſtet, wofur dem Soldaten nach dem Regulativ außer der 
Geſtottung des Feuerheerdes und der Kochgeſchirre, Lager, 
Utenſilien, Handtuch, Licht und im Winter Beheizung zu ge: 
währen find, 8 0 

Die Vergütigung für die höheren Chargen iſt zwar ſeit 
dem Jahre 1821, um drei Viertel des früheren Satzes erhöht, 
allein eine prüfung deſſen, was für den erhöhten Beirag ge- 
währt werden muß, ergiebt, in Rückſicht auf die Verhält⸗ 
niſſe einer großen Stadt, daß es nicht zu viel geſagt iſt, 
wenn die Vergütigung als der bloße Schein eines Aequiva⸗ 
lents bezeichnet wird. > 

Eine Militärperfon aus der Klaſſe 6 der aeg Ba: 
weifung (Lieutenant) hat nach dem Regulativ zu Betten, 
eine gute Stube, einen Ort für den Burſchen, zn und für 
Möbel, im Winter für beide Perſonen 1 Hi ae 
den letzteren noch Beleuchtung. Dafür bewägt die Sor 

? 1 ür den Tag im Sommer 
ung, einſchließlich des Burſchen, f 5 Pf. Ein Major 

Sgr. 11½ Pf., im Winter 11 Sgr. en 
oder Gapitain (Klaſſe 5) bringt eine 1256 N 
Sar. 6 Pf. pro Tag im Semmer und 17 Gar. e im 
Winter; und hat dafür, wenn er zut Garniſon gehört, zwei 
berrſchaftliche Stuben und eine Geſindeſtube, 2—3 Betten, 
Möbel, im Winter für die Bedienung, Licht, für reſp. 
2 oder 3 Stuben Beheizung und einen eigenen Heerd, zu 
erhalten. KR 7 

Um das Verhäliniß zwiſchen dem wahren Werth der von 
den Quartiergebern geforderten Leiſtungen und der ihnen da⸗ 
für bewilligten Vergütigung gehörig zu würdigen, witd die 
Anführung genügen, daß nach den hierorts üblichen Sätzen 
diejenigen Haus⸗Eigenthümer, welche die Einquortirung nicht 
in natura tragen können, an Ausmiethungskoſten durch⸗ 
ſchnittlich bei den Militairperſonen der Klaſſe 1—8 der alle⸗ 
girten Nachweifung das Vierfache, bei der Iten Klaſſe 
das Sechsfache, bei der 10. das Achtfache, bei der Iten 
und 12ten das Fünffache und bei der Idten und Iten 
das Achtfache der königl. Quartiervergütigung zu entrichten 
haben, daß alfo die Letztere um das Vier- und reſp. Acht⸗ 
fache zu niedrig angeſetzt iſt. 

Eine hohe Kammer wird aus dieſen Thatſachen die ueber⸗ 
zeugung gewonnen haben, daß dieſes Syſtem undilli⸗ 
ger nr rer es auch Wosz en N 

ebracht nicht länger erhalten, daß es a 4 
— — 05 1 —— jet einzuführenden Reformen in dem 
öffentlichen Abgabenwefen, welche ſchon auf die ganze Steuer⸗ 
kraft des Volkes berechnet werden ſollen, fortbeſt'hen kann. 
— Soll aber die dringende Abhülfe eine dem Bedürfniſſe 
wie dem Zwecke des Staats entſprechende ſein, ſo darf ſie 
auf keiner andern grundſätzlichen Baſis errichtet werden, als 
auf der: daß die Einquartierungslaſt eine allgemeine 
Landeslaſt iſt, an welcher, wie an den übrigen öffentli⸗ 
chen Abgaben, alle Staatsangehörigen gleichen Antheil 
nehmen müſſen. . 

Dieſe Baſis würde dadurch verlaſſen werden, wenn man 
zwar den belaſteten Hauseigenthümern die ihnen gebührende 
volle Entſchädigung gewähren, die Quelle dieſer Entſchädi⸗ 
gung aber nicht in den allgemeinen Mitteln des Staates, 
fondern etwa in den Einnahmen der betreffenden Städte 
ſelbſt ſuchen wollte. Die Unterhaltung der bewaffneten 
Macht ift kein ſpezielles Bedürfniß der einzelnen Städte, 
fie iſt ein Bedürfniß des Staats als ſolchen; ihr Zweck ft 
lange nicht mehr der Schutz einzelner Stände und Körper: 
ſchaften, ſondern die Unverletzlichkeit des großen Staatsgan⸗ 
zen nach außen und innen; darum kann es nie mehr eine 
Verpflichtung der einzelnen Gemeinde ſein, in ihrem 
Kreiſe für die Unterhaltung des Heeres zu forgen. 

Außer dem bereits Angeführten iſt ſchließlich noch eine 
Erwägung hervorzuheben, welche die Beſeitigung des gegen⸗ 
wärtigen 1 nothwendig gebietet: eine 
Erwägung, die aus der Natur und dem Weſen des konſti⸗ 
tutionellen Staates folgt, deſſen Ausbau auf der Grundlage 
der Verfaſſung vom 3. Dezember v. 3. die Aufgabe einer 
hohen Kammer iſt. + 

Im Weſen des konſtitutionellen Staates iſt das Recht der 
Kammern begründet, das Budget feſtzuſtellen, d. h. auf der 
Baſis des geſammten ungetheilten Staatshaushaltes die 
öffentlichen Laſten ihrem ganzen Umfange nach und in der 
Spezialität ihrer einzelnen Beſtandtheile feſtzuſtellen. Die⸗ 

ſes Recht erkennt auch die n vom 5. Dezbr. 
v. J. an, indem ſie in Artikel 98 beſtimmt: 

„Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen 
für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den 
Staatshaushalts⸗Etat gebracht werden.“ 
Hieraus folgt, daß öffentliche Leiftungen für den Staat nur 
ſoweit gefordert werden können, als fie in den Staatshaus⸗ 
halts⸗Etat aufgenommen find, d. h. als fie von den Kam⸗ 
mern ſpeziell bewilligt ſind. 

Behält m 
gegenwärtigen } 
dbl bewilligten Pofitiot 
unſichtbare, aber eine ni 
zeigt, drückende Laſt des Lan 


* 
an nun aber die Einquartierungslaſt in ihrer 
Beſchaffenheit bei, ſo würde neben den aus⸗ 
nen des Militäretats noch eine 
chts weniger veele und, wie ge 
s des beſtehen, die 5 
auß veranſchlagt, noch von den Kammern in igrem wird 
Br m gekannt, geſchweige denn bewilligt ‚ren 
dgets für b. die Garantie, die in der Specialität des 
Budgets 1 e Landesvertretung liegt, auf dieſe Weiſe illu⸗ 
ſoriſch wäre, ſondern es würde auch, wie es bis jetzt der 
Fall war, der en Umfang des Stautsaufwa: des für 
die Unterhaltung der bewaffneten Macht ſtets verborgen blei⸗ 
ben, inder ein weſentlicher Theil deſſelben der Berechnung 
und Controte der Kammer entzogen ware. — Daß eine 
folche Anomalie als Trummerſtück aus dem aufgegebenen 
alten Staatshaushaltsſpſtem in dem konſfitutionellen Orga: 
nismus nicht Platz finden darf, leuchtet vollkommen ein, und 
ſchon dieſer einzige Grund wäre, hinreichend, die umſchaffung 
des alten Einquartierungsweſens im Emklange mit den 
Prinzipien des konſtitutionellen Staates als unabweisb * 
hinzuſtellen. . 
In Erwägung aller vorſt henden Gründe ſtellen wir im 
Namen der Stadt Breslau das ehrerbietige Geſuch: 
Eine hohe Kammer wolle im Wege der Geſeggebung 
das Prinzip der gleichen und gerechten Vertheilung der 
öffentlichen Laften auch in Anfehung der Einquartte⸗ 
rungslaſt dadurch zur Geltung bringen, daß 3 
1) in Rüdfiht auf die mit der Naturaleinguartierung 
unvermeidiid) verknüpfte Beläftigung der Wirthe 
jene nur auf das ncihmendigite Bedürfniß bes 
ſchränkt, dagegen das Caſernirungsſyſtem ſoviel 
als möglich ausgedehnt werde, 
2) rückſichtlich der Notural⸗Einquartierung ſelbſt, 
für den Staat die Verbindlichkeit zur vollen Eutſchä, 
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digung der Belaſteten aus öffentlichen Mitteln aner⸗ 

kannt und dem wirklichen Werthe der Leiſtungen 

entſprechend normirt werde. 

Der Magiſtrat und die Stadtverordneten 
von Breslau. 


Die neueſte Berliner C. C.⸗Korreſpondenz vom 25. 
September enthält folgende 2 Notizen aus Breslau, 
welche dis jetzt nicht zur öffentlichen Kenntniß gekom⸗ 
men ſind, und deren Wahrheit wir vorläufig auf ſich 
beruhen laſſen müſſen: 

1. „Am 19. d. M. fand in Breslau eine große 
demokratiſche Demonſtration ſtatt, indem an 80 
Perſonen in der Odervorſtadt an der Elftauſend⸗ 
Jungfrauenkirche zuſammentraten und dort laut 
und feierlich erklärten, an der demokratiſchen 
Republik feſthalten zu wollen, es komme auch, 
wie es wolle.“ 

II. „Am 20. d. M. bekamen alle Fleiſcher der 
Stadt Breslau einen unerwarteten Beſuch, indem 
ihnen von Polizei wegen plötzlich und außerordentlich 
Waage und Gewicht revidirt wurde. Es fanden 
ſich 21 Kontraventionen, theils durch Gebrauch 
zu leichter Gewichte, theils durch Ankleben von 
Fett unter die Waagſchale.“ / 


[Herr Baumeiſter als Sänger.] Die DViel- 
ſeitigkeit der Künſtlerſchaft, in welcher ſich Herr Bau⸗ 
meiſter hier ſchon gezeigt, wied an dem morgen ſtatt⸗ 


findenden Beneſize feiner Frau durch eine neue Seite 


vermehrt werden. Herr Baumeiſter tritt in Berlin 
bei Nacht als Couplet⸗Sänger auf. Durch die Neu⸗ 
heit der Couplets und vieler ſceniſchen Arrangements 
wird außerdem das Intereſſe an dieſer Vorſtellung 
noch geſteigert. 7. 


—— —— 

[Aus der Provinz.] In der Nacht vom 
20. zum 21. Septbr. entſtand auf eine bis jetzt noch 
unermittelte Weiſe in dem Stallgebäude des Bauer⸗ 
gutsbeſitzer Peſchel zu Schmarſe, im Kreiſe Oels, 
Feuer, wodurch ſämmtliche Wohn- und Wirthſchafts⸗ 
Gebäude ein Raub der Flammen wurden. Die ſämmt⸗ 
liche eingebrachte Ernte, 70 Stück Schafe und ein 
junges Pferd ſind mit verbrannt. — In derſelben 
Nacht entſtand daſelbſt, einige Stunden fpäter, bei dem 
Freigärtner Grun Feuer, wodurch auch deſſen Wirth⸗ 
ſchaftsgebäude, fo wie die ganze Ernte niederbrannte. 
Da dies zweite Feuer durchaus nicht vom Flugfeuer 
entſtanden ſein konnte, ſo wird eine vorſätzliche Brand⸗ 
ftiftung ſehr wahrſcheinlich. —- Am 23. Septembec, 


11%, Uhr Vormittags, brach in dem weſtlichen Theile 


der Stadt Tarnowitz Feuer aus, welches bei dem 
ziemlich ſtark vorhandenen Oſtwinde ſo ſchnell um ſich 
griff, daß in einer halben Stunde 2 Wohnhäuſer mit 
Stallungen und 5 Scheuern in den Flammen ſtan⸗ 
den; bei der größten Vorſicht und Thätigkeit konnten 
die fraglichen Realitäten nicht gerettet werden. Ein 
Knabe von % Jahren verlor dabei fein Le⸗ 
ben. Die Entſtehungsurſache war Unvorſichtigkeit 
einer Frau. Der Schaden iſt beträchtlich, da die 
Scheuern voll Getreide, überhaupt die Feldfrüchte be⸗ 
reits eingefahren waren. — In mehreren Ortſchaften 
des Kreiſes Glogau iſt die Cholera ausgebrochen, 
es ſtarben in Priedemoft 25, in Rettkau 10 und 
in Porſchütz ebenfalls 10 Perſonen an dieſer Seuche, 
welche noch im Steigen zu ſein ſcheint, da täglich 
neue Erkrankungen und Sterbefälle vorkommen. — 
Am 16. Septbr. erkrankte eine Dienſtmagd zu Buch⸗ 
wald, im Kreiſe Hirſchberg, und ſtarb am 18ten 
nach ärztlich anerkannten Gutachten an der Cholera. 
Die Entſtehung dieſer Krankheit, welche ſich indeß 
nicht weiter zu verbreiten ſcheint, ſoll gleich nach dem 
Genuß mehrerer Birnen und Pflaumen erfolgt ſein. 


Mannigfaltiges. 


* Von der untern Weiſtritz, 25. September. 
[Muſikaliſches.] Wie wir erfahren, fol zum 1. DE: 
tober d. J., alſo künftigen Montag in Canth ein Ge⸗ 
fangfeft gefeiert werden. Der daſige Lehrergeſangverein 
wird den Hauptſtamm der Sänger bilden, und erwar⸗ 
tet aus den umliegenden Vereinen bedeutenden Zuzug. 
Schon voriges Jahr veranſtaltete der Verein ein ſol— 
ches Feſt, welches über 100 Theilnehmer hatte. Alle 
die es beſuchten, gingen befriedigt davon, und ermun⸗ 
terten die Unternehmer, noch öfter ſolche Genüſſe zu 
bieten. Die Künſtler der Hauptſtadt werden die Auf: 
führung in der Kirche, ſo wie die Liedertafel auf dem 
Bahnhofe, durch muſikaliſche Vorträge bedeutend ver⸗ 
ſchönern. Wir können nun nicht umhin, hiermit auf 
dieſes Feſt aufmerkſem zu machen und Muſiker und 
Muſikfreunde zur Theilnahme an demſelben aufzu for⸗ 
dern. Auch in kleinen Städten kann, wenn nur 
eine anregende Kraft da ift, Großes geleiſtet werden, 
und eine ſolche ſcheint dort vorhanden zu fein; mochte 
ihr einſt ein größerer Wirkungskreis angewieſen werden. 
— Solch Unternehmen verdient Theilnahme; es weckt 
und befördert den muſikaliſchen Sinn, führt vereinzelt 
daſtehende Kräfte zuſammen und bewirkt in feiner 
Art eine Einheit, welche in unſerer Zeit Noth thut. 


— 


Wir wünſchen dem Feſte und ſeinen Unternehmern 
alles Gute und ermuntern den Canther Lehrergeſang⸗ 
verein ſtets treu zuſammenzuhalten und die anregende 
Kraft nicht ununterſtützt zu laſſen. 


— (Bromberg.) Ein intereſſanter Scherz hat ſich 
in unſerer Nähe zugetragen. Die Eiſenbahnarbei⸗ 
ter nämlich, welche bekanntlich großentheils Berliner 
ſind und ihre Beſchäftigung den Märzereigniſſen ver⸗ 
danken, haben in dem hinter Wirſitz belegenen Dorfe 
Broſtowo eine dramatiſche Vorſtellung aufge⸗ 
führt, deren Einnahme für die abgebrannten Einwoh⸗ 
net des ganz in der Nähe befindlichen Städtchens 
Miaſteczko beſtimmt war. Der wohlthätige Zweck, ver⸗ 
bunden mit der Schauluſt, hatten eine große Menge 
Zuſchauer von nah und fern herbeigelockt, und es fehl⸗ 
ten feibft die Gutsbeſitzer mit ihren Familien, ſo wie 
die Bürger und Bürgerfrauen Miaſteczko's nicht. Die 
Spieler ließen es an Gewandtheit nicht fehlen, wobei 
ihnen der natürliche Takt des Berliners und die vielen 
vorangegangenen Proben gut zu Statten kamen, und 
das Publikum war höchſt befriedigt. Jetzt kam das 
letzte Stück, betitelt: „Die Liebe im Finſtern.“ 
Plötzlich erloſchen ſämmtliche Lampen, und das Publi⸗ 
kum wußte noch eine kurze Zeit lang immer nicht, 
was da kommen ſollte. Als jedoch die Anſtändigeren 
den Ausgang ſuchten, ward ihnen die ſchreckliche Be⸗ 
deutung „der Liebe im Finſtern“ klar. Die Män⸗ 
ner waren bald mit den an den Ausgängen poſtirten 
Arbeitern im Handgemenge, während die Frauen ſich 
den ungeſtümen Liebesbezeugungen anderer ausgeſetzt 
ſahen. Ob jedoch der Frauenraub ſo ernſtlich gemeint 
war, wie bei den Römern, darüber laſſen uns die 
Nachrichten im Zweifel. So viel aber geht aus der 
ganzen Sache mit Gewißheit hervor, daß man allen 
Grund hat, in Miaſteczko und Umgegend ein Deta⸗ 
| [hement zu poſtiren, wie dies auch ſchon ſeit mehreren 
Monaten der Fall iſt, damit ähnliche ernſter gemeinte 
kommuniſtiſche Gelüſte in die gebührenden Schranken 
gewieſen werden können. (Poſ. 3.) 


eee 


Inſer ate. 


Von geſtern Mittag bis heute Mittag ſind an der 
Cholera 1 Perſon als erkrankt, 1 als geſtor⸗ 
den und 2 Perſonen als geneſen amtlich gemeldet 
worden. . „ RE 

Beim Militär hat ſich ſeit geſtern nichts geändert. 

Breslau, den 26. September 1849. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
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EN erh 

In Folge des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 23, 
M. Z. 10,365/F. M. wird zur ö — —— A 
gebracht, daß das Banquierhaus E. Heimann in 
Breslau ermächtigt worden iſt, Subfkriptionen und 
Kautionen auf das mit dem Circulare vom 15, d. M. 
ausgeſchriebene Staatsanlehen anzunehmen. 5 
Bei dem genannten Banquierhaufe können daher 
die Einzeichnungen und der Erlag der Kautionen mit 
dem in den 98 2 und 9 der Beſtimmungen über die 
Eröffnung dieſes Staats⸗Anlehens bezeichneten Erfolge 
geſchehen. f 

Wien, am 24. September 1849. 
Von der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und 


Bank⸗Schulden⸗Kaſſe. 


Auf den Erlaß eines hohen k. k. öſterreichi 
Sinanzminifterit mich beziehend, nehme 1 ee 
tionen zu dem neuen öſterreichiſchen 4½ prozentigen Anz 
lehen an und bin ermächtigt, den Subfkribenten bei 
N ber pe fofort die Original-Certi⸗ 
icate der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ u 2 = 
den Kaſſe zu Be a. 

Nach 9 15 der geſetzlichen Beſtimmungen erhält 
derjenige, welcher mehr als 25,000 Gulden ſubſeribirt 
eine Proviſion von ½ Prozent entfallenden Betrages 
der Einzahlung. 

Die erforderlichen Anmeldungs⸗Formulare ſind auf 
meinem Komptoir zu haben. 

E. Heimann, Ring Nr. 33. 


Verein zum Schutze der oberſchleſiſchen 
Bergwerks⸗ und Sitten du 
Wichtige Angelegenheiten des Vereins deranlaſſen mich, 
die verehrlichen Vereinsmitglieder zu einer General⸗ 
Verſammlung auf Sonntag den 30. 
September früh 9 Uhr im konigl. Hütten: 
Gaſthauſe zu Königshütte hierdurch ergebenſt einzu⸗ 

laden. R. Scholtz. 
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General⸗Verſammlung 
des ſchleſiſchen Central⸗Landwehr⸗Vereins „Mit Gott 
für König und Vaterland“ Donnerstag den 27. Sept. 
Abends 8 Uhr im Maria Magdalenäum. 


ame Beneſiz des eneeligen 
Soufleur Luſtig 


ſindet Donnerstag den 27. September im alten 
Theater eine muſikaliſch⸗deklamatoriſche Vorſtellung 
0 wozu wir Alle diejenigen einladen, welche ein 
Scherflein für einen alten, ſchwach gewordenen, in trau⸗ 


ſtatt, 


Mit dem f. Oktober beginnt ein neues Quartal 
Der vierteljährliche Abonnements⸗ 
1 Nthlr. 241] Sgr., incl. Porto, 
Für Berlin und Umgegend übernimmt Inſerate 
Breslau, im September 1849. 0 


Theater⸗Nachricht. a 

Donnerstag: Drittes Gaſtſpiel des Fräulein 
Babnigg, vom Stadt⸗Theater zu Ham⸗ 
burg: „Marie“, oder: „Die Tochter 
des Regiments.“ Komiſche Oper in 
2 Akten, Muſik von Donizetti. — Marie, 
Frln. Babnigg. A 

Freitag, zum Benefiz für Frau Baus 
meiſter: „Berlin bei Nacht.“ 
(Mit neuen Couplets und neuen ſceniſchen 
Arrangements.) Poſſe mit Geſang in 3 
Akten von D. Kaliſch. Muſik theils neu 
komponirt, theils neu arrangirt von F. 
W. Meyer. 


Heute um 10 Uhr Morgens Fortſetzung 
der Ziehung der Abonnements⸗Verlooſung 
im Beiſein eines königl. Polizei⸗Kommiſ⸗ 
ſarius, im Foyer des Theaters. Für die 
Zuſchauer iſt der Eingang unter dem 


Portal geöffnet. g 

Looſe à 2 Rthlr. ſind fortwährend im 
Theater⸗Bureau und im Comtoir, Herren⸗ 
ſtraße Nr. 28, zu haben. 

Die geehrten Abnehmer des Theaterzettels 
werden erſucht, die Pränumeration für das 
vierte Quartal mit 10 Sgr. bei den bekann⸗ 
ten Zeitungskommanditen erneuern zu wollen. 

Graß, Barth und Comp. 
Verbindungs⸗Anzeige. 5 

Ihre am 24. Septbr. vollzogene eheliche 
Verbindung beehren ſich ganz ergebenſt an⸗ 
zuzeigen: 

v. Tepper⸗Laski, auf Stabelwitz. 
Auguſte v. Tepper⸗Laski, geb. Moſſon. 
erlin, den 24. September 1849. 
0 Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die heute um halb 3 Uhr Nachmittags er⸗ 
folgte glückliche Entbindung meiner lieben 
Frau Amalie, geb. Möſer, mit einem ge⸗ 
ſunden Mädchen, beehre ich mich hiermit allen 
Verwandten und Freunden, anſtatt beſonde⸗ 
rer Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Neiſſe, den 25. September 1849. 

Müller, Stadtkämmerer. 


. Todes- Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 

Geſtern Abend 8 ½ Uhr entriß mir der 
unerbittliche Tod nach 17 wöchentlichen ſchwe⸗ 
ren Leiden meine heißgeliebte jüngſte Tochter 
Emilie in dem noch nicht vollendeten 18ten 
Lebensjahre. Wer die Verklärte kannte, wird 
mir ſchwer Geprüften ſtille Theilnahme nicht 
verſagen. Breslau, W. Sept. 1849. 
Verw. Carow. 


Todes: Anzeige. 

Tiefgebeugt erfülle ich die traurige Pflicht, 
in meinem und der zurückgebliebenen Ge⸗ 
ſchwiſter Namen allen lieben Freunden und 
Bekannten den heute hier an der Cholera 
erfolgten Tod meiner inniggeliebten Frau, 
Hermine, geb. v. Aulod, hiermit anzu⸗ 

zeigen. Breslau, 24. Sept. 1849. 

W. v. Hirſch. 


Herzlichen Dank! 

Den lieben Bewohnern von Friedeberg am 
Queis, welche bei der Abholung der Leiche 
unſeres verſtorbenen Sohnes und Bruders, 
des Gaſthofbeſigers Herrmann Illmer, 
ihm durch ſo zahlreiche Begleitung die letzte 
Ehre erwieſen und uns dadurch ihre ſo innige 
Theilnahme und aufrichtige Freundſchaft an den 
Tag legten, ſagen wir unſern innigſten Dank. 

Breslau, den 26. Sept. 1840. 

’ Verw. Helene Jumer, 
nebſt zwei Brüdern. 


Bei F. A. Reichel in Bautzen iſt erſchie⸗ 
nen und in der Buchhandlung G. P. Ader⸗ 
holz in Breslau (Ring: und Stockgaſſen⸗ 
Ecke Nr. 33) zu haben: 8 3 
Die Ausſchweifungen in der 

Liebe und ihre Folgen, 
ſowohl Sinftchetich der Schwäche als der Ve⸗ 
nerie und deren Heilung. Enthaltend wich⸗ 
tige Belehrungen über Geſchlechtstrieb, Onanie, 
Saamenfluß, Tripper, Weſßfluß, Unvermö⸗ 
gen, Luſtſeuche und allen ähnlichen Uebeln, 
nebſt Mitteln dagegen von Ur. K. Neune 

in Frankfurt. ste Ausg. 11 ½ Sgr. 
— — k — ä —V— — 


Die Aufnahme neuer Schüler 
in die höhere Bürgerſchule z. % Geift 
findet Sonnabend den 29. Sept. früh 9 uhr, 
zunächſt nach der Reihe der Anmeldungen, im 
neuen Schulgebäude ſtatt, Kämp. 


au 
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rigen Verhältniſſe ſich befindenden Flüſterleis beitragen 
wollen, dem wir manchen heitern Abend zu verdanken 
hatten, denn 25 Jahre lang war Luſtig, der Bene⸗ 
fiziat, derjenige, welcher aus feiner unterirdiſchen Welt 
den Schauſpielern Worte, Witz und Geiſt zuflüſterte. 
Er ſelbſt tritt in einigen Scenen aus dem Luſtſpiel 
„die Beneſiz⸗Vorſtellung“ als Soufleur Flüſterleis 


Theater⸗ 


ſein wird. 


für das Abonnement auf 


wozu alle preußiſehen Poſtämter Beſtellungen 


g f Theater Lotterie. 
Bei der heute fortgeſetzten Ziehung des Theater-Abonnements wurden folgende Gewinne 
gezogen. e 5 
Ein Hauptgewinn zu 30 Thlr. auf Nr. 1719. 
Gewinne zu 20 Thlr. 1398. 1649. 
Gewinne zu 15 Thlr. 555. 918. 1481. 1873. 2160. 2718. 48. 
Gewinne zu 8 Thlr. 71. 98. 364. 1192. 1223. 1570. 1855. 1915. 56. 2053. 2930. 
Gewinne zu 5 Thlr. 240. 75. 51. 536. 82. 910. 1263. 93. 1510. 1628. 1726. 41. 
37, 1886. 2217. 2303. 40. 2423. 72. 2648. 2740. 2956. 
Gewinne zu 3%, Thlr. 127. 30 80. 394. 95. 400. 514. 713. 69. 847. 908. 1170. 
1225. 37. 70. 1322. 1400. 6. 20. 45, 71. 82. 1520. 31. 1602. 7. 24. 1701. 7. 72. 
1891. 1984. 98. 2022. 2233. 37. 39. 43. 47. 64. 85. 86. 89. 2348. 59. 2406. 84. 92. 
2524. 2600. 2731. 2804. 5. 16. 46. 70. 91. 2912. 
Gewinne au 2 Thlr. 17. 20. 26. 51. 56. 93. 99. 108. 24. 35. 65. 72. 82. 
209. 86. 313. 20. 20. 37. 66. 451. SO. 85. SS, 548. 57. 75. 606. 7. 10. 20. 24. 
76. 91. 93. 707. 14. 26. 33. 46. 56. 77. 95. v9. 825. 35. 55. 67. 95. 925. 34. 
50. 72. 84. 1048. 62. 64. 65. 71. 1114. 25. 33. 42. 77. 1201. 3. 7. 54. 73. 79. 
87. 97. 1300. 1. 15. 20. 24. 37. 48. 86. 97. 1401. 9. 11. 29. 32. 46. 35. 1535, 
40. 74. 93. 94, 1601. 5. 33. 60. 62. 68. 75. 76. 82. 85. 1711. 16. 45. 56. 67. 
95. 1802. 9. 31. 39. 52. 54. 56. 50. 61. 62. 64. 71. 1018. 38. 44. SI. 80. 93. 
99. 2000, 7. 18. 32, 38. 40. 56. 57. 96. 99. 2106. 12. 48. 62, 84. 80. 90. 2203. 
12. 45. 72. 2327. 29. 49. 60. 98. 2420. 25. 50. 81. 93. 2513. 23. 25. 28. 41. 51. 
61. 78. 98. 99. 2614. 46. 51. 74. 81. 86. 2705. 16. 17. 19. 41. 80. 2821. 78. 2906. 
S. 41. 55. 61. 64. 70. 94. \ 

Die Ziehung wird fortgeſetzt und find jo lange, als dieſe dauert, Looſe zu 2 Thlr. 
im Theater⸗Büreau zu haben. 


J Verlage der Unterzeichneten iſt erſchienen und daſelbſt, wie in allen Buchhandlungen 
Nie Breslau und Oppeln bei Graß, Barth u. Comp., in Brieg bei 
r 


Geſchichte der preußiſchen Kammern 
vom 26. Februar bis 27. April 1849. 


Von Ferdinand Fiſcher, Mitglied der erſten Kammer. 
Gr. 8. 6 Hefte. 35 Bogen. 2 Ati, 

Mit der ſo eben erfolgten Ausgabe des 5. und 6. Heftes, enthaltend: „Die anderweiti⸗ 
gen Verhandlungen und die Parteien der zweiten Kammer; 25 Sgr.“ iſt dies mit Beifall 
aufgenommene Werk vollendet. Den Abgeordneten zur aufgelöften und zur jetzigen Kam⸗ 
mer, fo wie allen, welche ein auf Sachkenntniß gegründetes urtheil über die politiſchen 
Verhältniſſe erſtreben, iſt es als ein nothwendiges geſchichtliches Handbuch zu empfehlen, 
deſſen Gebrauch durch den fortwährenden Hinweis auf die ſtenographiſchen Berichte, ſowie 
durch ein Namen⸗ und Sachregiſter erleichtert wird. 


Preußen und das Syſtem der Großmächte. 


Politiſches Gutachten eines Schleswig⸗Holſteiners. ; 


N Gr. 8. Geh. 3 Sgr. 
Berlin, den 5. September 1849. j Duncker und Humblot. 


Rur 12 ½ Sgr. Spinnſtube, Nur 12%, Sgr. 


ein Volksbuch für das Jahr 1850. 
Herausgegeben von W. O. v. Horn. 
Fünfter Jahrgang. 

Mit einem Stahlſtich nach Engel und vielen Holzſchnitten von Richter. 

Trotz allen Gewittern, die am politiſchen Himmel des vielgeprüften deutſchen Vater⸗ 
landes auf- und abziehen, fehlt der Spinnſtubenſchreiber niemals auf dem alten Pollen; 
immer wird er das warme Plätzchen einnehmen, das ihm die Nation in ihrem Herzen be: 
reitet hat, wenn's auch nur wäre, um in der Spinnſtube, in dem Gemüthsleben der deut⸗ 
ſchen Familie, den Geiſt des Friedens anzubahnen. Auch dies Jahr wieder gräbt der 
Spinnſtubenſchreiber zu Nutz und Lehr für Alt und Jung und Arm und Reich aus dem 
ergiebigen Schacht ſeines Gemüthes ein recht gediegenes „altes Gold“ aus, und der Schmiede⸗ 
jakob mit feinem Stelzfuß trägt der, den Leſern hinlänglich bekannten, Spinnſtubengeſell⸗ 
1755 wieder verſchiedene Bruchſtücke ſeiner mitunter tragiſchen, mitunter komiſchen Erleb⸗ 
niſſe vor. 

Der Jahrgang 1846 iſt leider vergriffen. Aber die Jahrgänge 1847 bis 1849 ſind 
zum ſelben Preis zu beziehen durch alle Buchhandlungen, ‚vorräthig bei Graß, Barth 
und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. 


85. 
34. 


erſcheint vom 1. Oktober d. J. ab jeden Sonntag und iſt durch die königl. Poſt⸗ 
ämter wie durch alle Buchhandlungen zu beziehen. In Breslau befindet ſich die 
Expedition Schweidnitzer⸗ und Junkernſtraßenecke bei Ignaz Kohn. Das 
vierteljährige Abonnement beträgt am Orte 8 Sgr., auswärts 10 Sgr. 

Die Schrift bezweckt: die Grundſätze des politiſchen und gewerblichen Lebens in Form 
eines Geſprächs zwiſchen zwei debattirenden Parteimännern in populärer Weiſe zu erör⸗ 
tern. — Allen, welche ſich“ in unſerer ſtaatlichen Entwickelung von der Stellung ber Par⸗ 
teien zu einander wie von ihren Prinzipien eine leichte Ueberſicht verſchaffen wollen, ſei 
dieſes Blatt beſtens empfohlen. b 


Breslau Schweidnig Freiburger Eiſenbahn. 


Vom 1. Oktober d. J. ab, werden die Perfonenzüge auf unferer Bahn nach dem 

auf allen Stationen aushängenden Winter⸗Fahrplan expedirt und zwar: 
5 Außerdem Sonntag, 
täglich Mittwoch u. Freitag 

— . 


Morgens 8 uhr Abends 5 uhr Nachm. 1 uhr 
Schweidnſeg „ 7 uhr 10 Min. „ ö uhr 15 Min. „ I uhr 15 Min. 
Freiburg 5 7 uhr 15 Min. „ 5 uhr 18 Min. „ 1 uhr 18 Min. 
Auf der Zweigbahn geht außerdem jeden Freitag Morgens 7 Uhr 40 Min, ein Zug 
8 8 nach Schweidnitz und um 9 Uhr 15 Min. Vormittags von Schweidnitz 
nach Königszelt. d 

Der Verkauf der Doppel⸗Billets von Breslau nach Freiburg und 
Schweidnitz zu ermäßigten Preiſen wird vom 1. Oktober eingeſtellt. 

Breslau, den 25, September 1849, Directorium 


von Breslau 


[2 
„ 


auf, was jedenfalls 


— 


ebenſo originell als beluſtigend 
Außerdem unterſtützen ihn mehre ſehr ta⸗ 


lentvolle Dilettanten, auch wird der mit einer ausge⸗ 
zeichneten Bariton = Stimme begabte Sänger, 
Pluge, zwei Lieder vortragen. — Wir wünfchen ihm 
von Herzen den beſten Erfolg. * 


Herr 
Einige Theaterfreunde. 


die Breslauer Zeitung. 


Preis iſt hier 1 Rthlr. 15 Sgr., auswärts im ganzen preußiſchen Staat 


annehmen. 


für die Breslauer Zeitung das Correſpondenz-Büreau in Berlin, Oberwallſtraße Nr. 19, 
Die Expedition der Breslauer Zeitung. 


Oeffentliche Vorladung. 
Nachſtehende Perſonen: 

1) der Sattlergeſelle Johann Ent Bro k⸗ 
kenhammer, geboren am W. April 
1804 zu Breslau, deſſen letzter bekann⸗ 
ter Aufenthaltsort angeblich Anklam ge⸗ 
weſen iſt, von wo er ſich im Jahre 1832 
entfernt haben ſoll; 
der ehemalige Handlungs⸗Disponent Jo⸗ 
hann Carl Scholz, weicher, nachdem 
im Jahre 1828 über deſſen Vermögen 
der Konkurs ausgebrochen war, im April 
deſſelben Jahres ſich angeblich von Bres⸗ 
lau entfernt hat; u 
der Tiſchlergeſelle Anton Strutz, wel⸗ 
cher ſich vor 30 Jahren von hier ent⸗ 
fernt hat; „ 
der Buchbindergeſelle Heinrich Wilhelm 
Eduard Is ler, geboren am 19. April 
1813 zu Breslau, welcher ſich angeblich 
am 1. Mai 1834 auf die Wanderſchaft 
begeben hat; 
der Inſtrumentenmachergeſelle Carl Mo⸗ 
ri Kreiſig, welcher angeblich im Jahre 
1836 nach ſeinem zurückgelegten 2bften 
Jahre von Breslau in die Fremde ge: 
gangen iſt, und zuletzt laut eines Schrei⸗ 
bens von ihm am 20. September 1837 
ſich in Warſchau aufgehalten haben ſoll; 
der Leinwandhändler Anton Hütt mann, 
welcher ſich angeblich im Jahre 1838 
von Breslau entfernt hat; f 
Der Tiſchlermeiſter Carl Samuel Otto, 
welcher ſich angeblich in einem Alter von 
40 Jahren am 16. Juni 1838 von Bres⸗ 
lau entfernt hat; 7 


* 
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8) die unverehelichte Louiſe Hoffmann, 
Tochter des am 21. Juni 1827 geſtor 
benen vormaligen Branntweinbrenner, 
nachmaligen Corſica⸗Brotbäcker Franz 
Hoffmann, geboren am 2. März 1814, 
welche angeblich im Oktober 1836. mit 
ihrer Mutter Johanna, verwittweten 
Hoffmann, geborene Kudraß, mit einem 
Paſſe verſehen nach Warſchau gezo⸗ 
gen iſt; 5 

werden nebſt den von ihnen etwa zurückge⸗ 

laſſenen unbekannten Erben und Erbnehmern 
rn ur elde, ſich vor oder ſpäteſtens 
den 23. November 1840 Wormit⸗ 

tags 9 Uhr 

vor dem Herrn Stadtgerichtsrath Schmidt 
in unſerm Pacteienzimmer angeſetzten Ter⸗ 
mine ſchriftlich oder perſönlich zu melden, 


ſwidrigenfalls der Ausbleibende für todt er⸗ 


klärt und ſein Nachlaß den ſich meldenden 
und ausweiſenden Erben oder nach Befinden 
dem ee Fiskus oder der hieſigen 
8 mmereikaſſe zugeſprochen werden 
wird. 

Die unbekannten Erben und Erbnehmer 
haben zu gewärtig en, daß bei ihrem Ausblei⸗ 
ben der Nachlaß den nächſten Verwandten 
der Verſchollenen, oder eintretenden Falls den 
betreffenden Gerichts ⸗Obrigktiten ausgeantr 
wortet werden wird. 

Breslau, den 5. Januar 1849. 
Königliches Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 


Verpachtung 

der Roß⸗ und Mauthgefälle⸗Erhebung 

zu Namdlau, 

Am 16. Oktober d. J., Vormittags 9 uhr, 
wird im Geſchäfts⸗ Lokal des kombinirten 
Steuer⸗Amts zu Namslau die Verpachtung 
der Roß⸗ und Mauthgefälle⸗Erhebung zu 

Namslau und den beiden Vorſtädten, im⸗ 

gleichen zu Altſtadt, Windiſch⸗Marchwitz, 

Obiſchau, Dammer, Hönigern, Eckersdorf, 

Städtel Glauſche und in der Stadt 

Reichthal - 
vom 1. Januar 1850 ab auf drei hinter⸗ 
einander folgende Jahre öffentlich ſtatlfinden. 

Die Pachtbedingungen können ſowohl im 
Geſchäfts⸗Lokal des unterzeichneten Haupt⸗ 
Steuer⸗Amts, als auch beim kombenirten 
Steuer⸗Amte in Namelan eageſehen werden. 

Oels, den 24. Sept. 1840. a 

Königl. Haupt⸗Steuer⸗ Amt. 
Theater⸗Engagements. 

Eine jugendliche Liebhaberin mit vortheil⸗ 
haftem Neüßern, ein junger Mann für Aus⸗ 
hülfsrollen und ein unverheiratheter Garde⸗ 
roben⸗Schneider, der kleine Rollen ſpielt, kön⸗ 
en Best bei Unterzeichnetem Engagements 
erhalten. ? 
Glatz, den 26, September 1849. 

J. Heiniſch, Theater⸗Direktor, 
zur Zeit hierſelbſt. 
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Zweite Beilage zu e 225 der Breslauer Zeitung. 


Donnerstag den 27. September 1849. 


Neues Abonnement vom 1. Oktober ab 
auf das beliebteſte und geiſtreichſte der Berliner Witzblätter 


Kladderadatſch 


humdriſtiſch⸗ſatyriſch⸗politiſches Wochenblatt 
mit Jlüllſt rationen. 


Preis vierteljährlich (13 Nummern) 7 ½ Sgr., 

erſcheint regelmäßig wöchentlich und nehmen die königl. Poſtämter des In⸗ 

und Auslandes, ſo wie alle Buchhandlungen neue Abonnements 

vom 1. Oktober ab darauf an. 
NB. ſten Jahrgang 
1828 peus N 3 Thlr. 12 ½ Sgr. — find noch circa 50 Exemplare 
vorräthig, weiche ebenfalls durch die königl. Poſtämter und Buchhand⸗ 
lungen bezogen werden können. 


Einladung zum Abonnement. 
Die r nicht N Durch den Wunſch geleitet, 
der demokra eres Organ ini 5 
ihren Fortbeſtand geſichert. e e een, 
Damit die demokratiſche Partei ihre 


7 Kräfte konzentri 6 i 0: 
bert Blum mitbegründete „Deut f zentriren könne, bat ſich die von R 


Br „D che Reichstags⸗Zeitung“ mit der „Neuen 
Deuten nne vereinigt, fo daß jene zu erſcheinen aufhört und ganz in der 
„Neuen Deutſchen Zeitung“ aufgeht. Der Redacteur der „Reichstags⸗Zeitung“, Dr. J. 
Georg Günther, tritt mit in die Redaction der „Neuen Deutſchen Zeitung.“ 

So fordern wir denn Alle, die ſich für den Fortbeſtand der „Neuen 
Deutſchen Zeitung“ iutereſſiren, dringend auf, ihre Beſtellungen bei 
den betreffenden Poſtämtern recht bald zu machen. Ohne thätige Theil⸗ 
nahme der demokratiſchen Partei wäre dem Unternehmen nur vorüber: 
gehend geholfen. 6 

Die Tendenz des Blattes bleibt unverbrüchlich dieſelbe. Durch die Vermehrung ihrer 
Kräfte wid die Redaction dem Inhalt nach mehr Reichhaltigkeit geben können. Der 
Preis bleibt derſelbe, für Frankfurt vierteljährlich 2 Fl. 30 Kr., auswärts mit dem vor⸗ 
geſchriebenen Poſtaufſchlag. Es werden vierteljährliche Abonnements angenommen, für die 
Stadt Frankfurt auch monatliche (zu 54 Kr.). Inſerate finden bei dem vorausſichtlich 
wachſenden Leſerkreis, der für die Stadt Frankfurt ſchon geſichert iſt, eine immer größere 
Verbreitung. Die Zeile wird mit, 3 Kr. oder 1 Sgr. berechnet. Die Ausgabe geſchieht 
Abends vor 6 Uhr täglich, mit Ausnahme des Sonntags. Nach Bedürfniß werden Bei: 
lagen gegeben. 

Frankfurt, den 22. September 1849. 


Die Nedaction der „Neuen Deutſchen Zeitung.“ 
eee eee 010% 


An Herrn Aſſeſſor Breinersdorf. 
Man hat mir zwar geſagt, Sie ſeien in früherer Zeit ein auf Straßen und an 
ae Orten oft gefehene und vielbekannte Perſönlichkeit geweſen, wenn Sie 
aber deshalb Ihrem werthen Ich eine ſo hohe Bedeutung beimeſſen, daß Jeder, der 
in den Strahlenkreis Ihres gefeierten Namens tritt, ſei es auch ein Gegner, fofort N 
in hellſter Beleuchtung erſcheine, vulgo Aufſehen erregen müſſe, — fo vergeſſen Sie, X 
daß das Revolutionsjahr ganz andere Größen als Sie nivellirt hat. Alſo nicht um B 
Aufſehen zu erregen, ſondern im Intereſſe der Wahrheit und Oeffentlichkeit verlange B 
ich von Ihnen eine Erklärung auf Ehrenwort: 
1) daß Sie bei dem Blatte „Der Putſch“ niemals, weder pecuniär noch litera- 
riſch, betheiligt waren; 
2) daß der Putſch⸗Artikel in der 
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floſſen, auch nicht a e Drkoplaflung fabricirt men 95 2 

FCC 
i Beachtenswerth. 

Eine Tapeten: und Buntpapier⸗Fabrik in voller Thätigkeit, welche 
in einer deutſchen Stadt im Königreich Polen liegt, wird Familienverhältniſſe hal⸗ 
ber zum Verkauf ausgeboten. Ein Kapital von 10 und 20,000 Thaler wäre dazu 
erforderlich. — Da außer dieſer Fabrik nur noch eine einzige im ganzen Königreiche 
eriftigg, und die Einfuhr ausländiſcher Tapeten verboten iſt, ſo bietet dieſer Judu⸗ 
ſtriezweig noch bedeutende Vortheile dar. Die geräumigen Fabrikgebäude, ſowie ein 
dabei befindliches ſchönes Wohnhaus nebſt Garten werden entweder käuflich oder 
auch zur Miethe überlaſſen. — Ein Techniker, der jetzt die Fabrik leitet, würde 
auf Verlangen des Käufers im Geſchäft bleiben, oder auch ſich dabei betheiligen. 

Wegen näheren Erkundigungen beliebe man ſich zu wenden an die Herren 

C. Braun u. Comp. in Breslau, 
Charlier u. Scheibler in Aachen, oder 
Ahrends u. Veit in Berlin. 


30 berabgefegten Preiſen 
* 8 wer kauft 
auf dem 8 aſſe 


en — 1 abe, € „ 

3 0 in der Nikolai Borftadt. Lange G 
Nr. 9, v eee und geſund, und nach rheinländiſchem 
Maße dicht geſetzt, folgende Brennhölzer: - 


Roth Buchen Leibhoz 1. . . Thle. 15 Sgr 
JJ Bi a 5, 
Weiß: Buchen dito I. ' * TAT 
dito dito II. f ERL 
Birken dito Ni . . i 6 2 10 er 
dito 2 AT Yale 
Eichen „ 
dito Uto l 40 
Erlen dito 5 — 18 
dito dito ＋ en 18 
Kiefern dito . men „e S_= 
dito dite H „ N 
dito dito III. ee 
Fichten dit, . 8. 
dito dito II. 


H. Bruck, Junkernſtraße Nr. 29. 
Gnadenfelder Bierhalle, 


Nikolai⸗Vorſtadt, Königs: Pla: Ede Nr. 3, 
heute Donnerſtag den 27, ene findet Eencert ſtatt. Anfang um 6 uhr. 


e 1848, fo wie von Jauuar bis Oktober 


2 
% Verhütung von Krämpfen, 
Anweisung 1 Thaler: will 


Neue, der Zeit angemeffene Geſchäftseinrich 


Gebruͤder Huldſchinsky, 


Anodyne nec 


zur Erleichterung des Zahnens der Kinder, und zur 


Comptoir: Ursuliner-Strasse Nr. 5 u. 6 par terre rechts. 


Nennen 


ace, 


empfehlen das Exemplar mit Gebrauchs- 
elm Weyer & Comp., 


8 
. 


tung 


Schweidnitzerſtraße Nr. 5, im goldnen Löwen. 
Da wir von nun an unſere Waaren nur gegen gleich baare Bezahlung 
verkaufen, und dadurch gegen Verluſte geſichert find, haben wir uns in den Stand 


geſetzt, dem geehrten Publikum ſo billige 
unmöglich ſind. 
feſten Preiſe verzeichnet, damit ſich jeder 
ten Waare überzeugen kann. 


Preiſe zu ſtellen, wie ſie im Allgemeinen 


Wir haben im Schaufenſter im Laden ſelbſt jedes Stück mit dem 


von der Billigkeit und ſorgfältig gewähl⸗ 


Wir empfehlen daher unſer wohlaſſortirtes Lager von Paletots-⸗ und 


Nock⸗Stoffen, Bukskir 


18, Elaſtiques, Düffels, Cal: 


mucks, Beerskins, fo wie alle Arten Tuche, franzöſiſche und eng⸗ 


liſche Weſtenſtoffe und alle i 
Auf vorſtehende Geſchäftseinrichtun 


n dieſe Geſchaftsbranche gehörenden Artikel. 
g glauben wir namentlich die Herren 


Schneidermeiſter aufmerkſam machen zu müſſen, da die Preiſe ſo billig wie 


in den Fabriken bei kleinen Quantitäten 


geſtellt ſind. 


Für Damen! 


um in meiner Branche das Vollkommenſte am hieſigen Platze zu bieten, habe ich aus 


den erſten Pariſer Corſett⸗Fabriken Corſetts bezogen, welche ich hier genau copire, 
befinden ſich darunter mit Mechanismus, auch die in Paris fo beliebten 
ſetts, mittelſt weichem die Dame in einer Minute, 


Druckes, ſich an und aufſchnüren kann. 


Es 
; Agraffen: Cor 
ohne jede Beihülfe, 1 N 95 


Charlotte Roſe, 


alte Taſchen⸗Straße Nr. 6. 


Die Damen-Pug-Handlung Minna Martini, 
alte Taſchen⸗Staße Nr. 6, 
empfiehlt neue Modells in Hüten, Hauben und Coiffüren. 


Den erſten Transport meiner 


neuen Leipziger Meß⸗Waaren, 


worunter die neueſten Herbſt⸗Stoffe, habe ich bereits empfangen. 


Weisler, 


+ 


Schweidnitzer- und Junkern⸗Straßen⸗Ecke Nr. 30. 


Stralſunder 


Spielkarten. 


Die einzige in Schleſien befindliche Haupt⸗Niederlage der ſeit Jahren rühmlichſt be⸗ 


kannten Spielkarten⸗Fabrik 
L. v. d. Diten 
empfiehlt ihr jederzeit komplettes Lager aller 
ten als Händlern, und bewilligt Letzteren ein 
Breslau, den 27. Sept. 1849. 


in Stralſund, f 
Sorten von Spielkarten, ſowohl Konſumen⸗ 
en angemeſſenen Rabatt. 


Adolf Stenzel, am Ringe Nr. 7. 


Beachtenswerth für Aerzte und Gutsbeſitzer. 56 
Eine Badeanſtalt im Rieſengebirge mit Kite Simmern Di 6 auf 6000 Rthlr. 


jährlich rentirt, iſt für den Spottpreis von 12000 Rthl. bei 2 


hältniffe halber, zu verkaufen oder gegen ein 
Näheres im Central⸗Adreß⸗Bureau. 


Verpachtung. 

Die in Oberſchleſien, Regierungs⸗Bezirk 
Oppeln, Kreis Roſenberg, gelegenen Güter: 

a) Krzyzancowitz und Neudorf, 

b) Gohle und Przytocno, 

e) Budzow und Lipowe, 
welche ſämmtlich an einander grenzen, 2 ½ Meile 
von der Kreisſtadt Rofenberg, ’/ Meile von 
der Stadt Landsberg an der Prosna, 1% Meile 
von der Stadt Kreuzburg, eben ſo weit von 
Pitſchen, 8 Meilen von Oppeln entfernt lie⸗ 
gen, ſind bis Johannis 1850 im Ganzen ver⸗ 
pachtet, und ſollen von da ab, entweder wie⸗ 
der im Ganzen, oder aber einzeln in den 
drei vorſtehenden Parzellen auf 12 hinter ein- 
ander folgende Jahre verpachtet werden. 

Nach dem Vermeſſungsregiſter betragen die 
Dominialgrundſtücke aller 3 Parzellen zuſam⸗ 
men an: 


1) Hof: und Bauſtellen 45 Mo rg. 41 R 
2) Gartenland SL: 75 = 
3) Aderland 4475 38 . 
4) Wieſen 563 = 2 : 
5) Teiche 116 51 ⸗ 
6) Hutweide 1059 » 122 ⸗ 
7) Graben 74 » 48 = 
8) Wege 158 178 


in Summa 6544 Morg. BAR 

wovon an Acker praeter propter auf 
a) Krzyzancowitz und Neudorf 2130 
b) Gohle und Przytocno 1224 
e) Budzow und Lipowe 1121 
kommen, und Hutungen, Teiche und Wieſen 
pp. ſich ungefähr in gleichen Verhältniſſen 
vertheilen. Es ſind bisher auf dieſem Areal 
4000 Stück veredelte Schafe gehalten worden. 
achtluſtigen ſteht die Beſichtigung der Gü⸗ 

ter le a Gap der Vermeſſungs⸗Regiſter, 
aus welchen ſich der umfang der gedachten 
3 Parzellen ergiebt, frei, und iſt der gegen⸗ 
wärtige Pächter, Herr Inſpektor Hofrichter 
angewieſen worden, ihnen ſolche zu geſtatten. 
Diejenigen Pachtbewerber, welche ihre voll⸗ 
ſtändige Qualifikation zur ſelbſtſtändigen Fuͤh⸗ 
rung einer Wirthſchaft ſo wie den uneinge⸗ 


Morg., 
5 


Rthl. Anzahlung, Ver⸗ 


Gut zu vertauſchen und ſofort zu übernehmen. 


ſchränkten Beſitz der dazu erforderlichen Geld 
mittel, dem unterzeichneten Beſitzer gegenüber 
nachweiſen können, wird derſelbe auf Verlan⸗ 
gen mit den näheren Bedingungen bekannt 
machen. 
Liegnitz, 20. Auguſt 1849. 
Graf von Bethuſy, 
Direktor der königl. Ritter⸗Akademie zu Liegnitz 
und Major, aggreg. dem 1. Bataillon (Görlitz) 
3. Garde⸗Landwehr⸗Regiments. 


Auktion. 
Auf dem hieſigen Packhofsplatze bei dem 
königl Hauptſteueramt werden für Rechnung 
der koͤnigl. Darlehns⸗Kaſſe zu Breslau ver: 
ſchiedene Eiſengußwaaren und zwar: 
1) 500 Stück Kochtöpfe, 


— 


2) 300 Tiegel, 

3) 00 Bratpfannen, 

4) 50 Schmortöpfe, 

5) 40 = _Sapntöpfe, 

6) 10 Miüilſchnäpfe, 

7) 15 = Spudnäpfe, 

8) 500 „ Rohetöôpfe, 

9) 150 Ofenplatten, 

10) 70 Möͤrſer mit Keulen, 
11) 117 Wagenbüchſen, 


12 ’ 
13) 200 Stück Dfentöpfe, 10 Stüd pferde 


Ratibor, den 25. Septbr. 1849. 


. Penſions⸗ Anzeige. 

Ein Knabe, welcher das hieſige katholiſche 
Gymnaſium beſuchen will, findet in einer an⸗ 
ſtändigen Familie gegenüber der Anſtalt unter 
ſoliden Bedingungen eine freundliche Aufnahme. 
Näheres Schuhbrücke Nr. 42, im 1. Stock. 


Drei Stuben ꝛc. mit Glasentree ſind we⸗ 
gen Abreiſe des bisherigen Bewohners nach 
Berlin zu vermiethen Vorwerksſtraße 1. 


Die genehmigten Bauten pro 1850 an den 
k. Forſtgebäuden zu Crummenderf, Pogarth 
und Eichharte ſollen am 12ten k. M., Vor: 
mittags um 10 uhr, in der Amts⸗Kanzlei zu 
Prieborn verlicitirt werden. 

Breslau, den 22. September 1849. 

Zahn, Bau⸗Inſpektor. 


Wagen⸗Auktion. 

Heute den 27., Vormittags 11 uhr, 
werde ich Schuhbrücke Nr. 77 (Wendt ſche 
Weinhandlung) N 5 

1) einen ganz gedeckten Wagen, 

2) einen halb gedeckten Wagen, 

3) einen Jagdwagen, 
J) einen Gig, 

5) einige ſehr gut erhaltene Pferdegeſchirre 
öffentlich verſteigern. 
Saul, Auktions⸗Kommiſſarius. 


jebi Lokal. 
Saebichs Lokal 


Letztes Konzert 


der Breslauer Theater⸗Kapelle. 

Die gelöſten Damen⸗Billets find nur noch 
für heute gültig. 3 

Wegen meiner kurz bevorſtehenden Abreiſe 
nach Paris bin ich geſonnen, die völlige Ein⸗ 
richtung meiner Saktlerwerkſtätte nebſt Werk⸗ 
zeugen, ſo wie auch fämmtlide von mir be: 
reits gefertigte Vorarbeiten, beſtehend in Ge⸗ 
ſchirren, Sätteln, Reitzeugen, Reiſekoffern 
und dergleichen, einzeln wie im Ganzen, um 
billige Preiſe zu verkaufen. Das Näbere bei 
mir zu erfahren, Tauenzienplatz Nr. 3. 

Junghauß, 

Sattler und Riemer in Breslau. 
ine prlollegirte Apotheke in einem ange: 
nehm gelegenen und wohnlichen Orte Schle⸗ 
ſiens, wird mit 6 — 8000 Rilr. Angeld zu 
kaufen geſucht. Frankirte Mittheilungen wird 
die Droguerte-Handtung Adolf Koch in 
Breslau gefälligſt entgegen nehmen. 


Am 19. September hat ſich ein braun ge⸗ 
fleckter Jagdhund eingefunden. Der recht⸗ 
mäßige Eigenthümer kann feiben gegen Er: 
ſtattung der Inſertionsgebühren und Futter⸗ 
koſten dei mir abholen. — 

Eruſt Manugliers, 
in Märzdorf bei Oblau. 


Unterrichts⸗Anzeige. 


Den reſp. Mitgliedern des priv. chrſſtlichen 

Handlungsdiener⸗Juſtituts, ſowie den geehr⸗ 
ten Herren Prinzipalen, welche den Lehrlin⸗ 
gen wie früher Unterricht ertheilen laſſen wol⸗ 
len, machen wir hiermit die ergebene Anzeige, 
daß die Unterrichtsſtunden in unſerem Inſti⸗ 
tuts⸗Lokale mit dem 1. Oktober d. J. wieder 
beginnen, und daß für dieſes Halbjahr auch 
ein Kurſus der polniſchen Sprache eingerich⸗ 
tet werden ſoll, wenn ſich hierfür die nöthige 
Theilnahme findet. 
Die Theilnehmer an den Lehrſtunden haben 
ſich Freitags den 28. dieſes oder ſpäteſtens 
den folgenden Tag Abends von 7 bis 9 uhr 
im Inſtituts⸗Lokale, woſelbſt die Liſten vor⸗ 
liegen, zu melden. Der Vorſteher. 


1 T 
Jagd- und Scheiben⸗Pulver 
in allen Körnungen, ſo wie beſten Patent⸗ 
chroot und Zündhütchen, empfiehlt zu 
billigſten Preiſen: E. Mayer, 
t Oderſtraße Nr. 24, drei Brezeln. 
Janz billig iſt eine äußerſt freundliche 
Parterre⸗Wohnung — Roſenthalerſtraße 
Nr. 5 — von 3 Stuben, Kabinet, Küche ꝛc. 
ſofort zu vermiethen. 


Ein gewandter Hausknecht, mit gu⸗ 
ten Zeugniſſen verſehen, ſindet ſofort ein 
dauerndes Unterkommen; zu erfragen: 

Schweidnitzer Straße Nr. 5, im 
1 Tabakgewölbe. 
gen und gut gefpickte Hafen 
a 12—15 Sar., fo wie junge Nebhühner 
a 10 — 11 Sar. und fette Großvögel, 
a3 ½ Sgr., offerirt: 
J. Seeliger, Neumarktecke. 


Zwei Penſionäre 
ſucht unter ſo iden Bedingungen ein Lehrer, 
der ſich nöthigenfalls durch die hieſigen Gym⸗ 
naſial⸗Direktoren empfehlen laſſen kann; die 
nöthige Nachhülfe wird ertheilt. Das Nähere 
Herrenſtraße Nr. 20 im Comtoir. 


Ein gebildetes elternloſes Mädchen fucht 
wieder in einer Stadt Nieder⸗Schleſiens in 
einer Putzhandlung bald placirt zu werden. 


Es wird mehr auf gute Behandlung als auf 


hohen Gehalt geſehen. Zu erfragen Flurſtr. 
Nr. 6, 1 Treppe, bei Mad. Storch. 


„ geifihen, Hießendenn 
aſtrachaniſchen Kaviar, 
dito Zuckererbſen, 
jauerſche Bratwürſte, 


geſottene Preiſelbeeren, 


empfiehlt: 


Schweißnigerfir. Nr. 50, Ecke der 


Ohlauer Straße Nr. 34 iſt der Iſte Stock 
im Ganzen oder getheilt zu vermiethen. 


Berichtigung. In der geſtrigen Zei⸗ 
tung ſteht bei der Todes⸗Anzeige der Gattin 
des General⸗Landſchafts⸗Kaſſen⸗Controleurs 
Herrn Kubſch der Name unrichtig: Kutſch. 


chemiſch⸗ concentrirter 
Dünge 


nach 
Bicke's Syſtem der Düngung 


von 
Korn, aller Arten Säme⸗ 
reien, Pflanzen, Bäume und 
Kartoffeln. 
Außerordentliche Wirkung. 
Nachdem ſich auch in dieſem Jahre die Wir⸗ 
kung unſeres Düngers aufs glänzendſte be⸗ 
währt, haben wir uns, in Folge mehrfacher 
Anfragen, welche eine ausgedehntere Anwen⸗ 
dung unferes Compound Manure zum Zweck 
haben, entſchloſſen, in den Preiſen bei Abnahme 
von größeren Poſten eine bedeutende 


— * * 
Preis⸗Ermäßigung 
eintreten zu laſſen. 

Bei Beſtellungen von einzelnen Paketen zu 
½ Scheffel Getreide bleibt der Preis wie 
bisher 1 Rtl. per Paket. : 


Bei Abnahme von größeren Poſten berech⸗ 

nen wir 
folgende Preise: 

für ½% Anker & 24 Paket 18 RL. — Sgr. 
„ S 48 1: 34 — 
a 133 

5 1 Eimer à 180 s 112 15 

s 1 Ohm 1360 = MU - 


2 u. mehrere Ohm per Ohm 180 Rel. 


Die Preiſe verſtehen ſich 
nur per comptant, ohne Ver⸗ 


packung ab Berlin. 

Allen Präparaten iſt eine 
genaue Gebrauchs⸗Anweiſung 
veigefügt. 

Es wird gebeten, bei jeder Beſtellung 
gefälligſt anzugeben, ob für leichten oder 
ſchweren Boden. 

Da wir nur einzelne 4 6 zu ½ Scheffel 
Getreide auf Lager vorräthig halten, ſo em⸗ 
pfehlen wir zur Vermeidung jeder Verzöge⸗ 
rung die möglichſt zeitige Einſendung der reſp. 
Ordres auf größere Poſten zur bevorſtehenden 
Winterſaat. 

Berlin, im September 1849. 

Koepp & Comp. 

Zur Annahme von Beſtellungen empfiehlt 
ſich der Haupt⸗Agent Mich. Schramm 
in Breslau, Blücherplatz Nr. 6 und die 
reſp. Kreis⸗Agenten. 


Rittergutskauf⸗ eſuch. 
Ein zahlungsfähiger Mann ſuücht ſofort 
in der Gegend von Breslau oder Görlitz ein 
Rittergut in dem Preiſe von 30—50,000 Rtl. 
zu kaufen. Geneigteſte Offerten (ohne Un⸗ 
terhändler) bittet man, unter der Chiffre: 
II. C. Nr. 7 nach Königſtein in Sachſen 
portofrei gelangen zu laſſen. 3 
Offene Lehrlingsitellen. 

Zwei Cane Naber, einem 
Wagenbauer, einem Glaſer, einem Gärtner, 
einem Schneider, einem Buchbinder⸗ und Ga⸗ 
lanterie⸗Arbeiter, zwei Tiſchler⸗Lehrlingen, kön⸗ 
nen Stellen nachgewieſen werden. Näheres 
im Unterbringungs⸗Comptoir der männlichen 
und weiblichen Hausofficianten Altbüßerſtraße 
Nr. 57 bei Walter. Kerner 

10—12 gute Gebett, etwas leichte Betten, 
1 Keſſel, Schlafſopha's, ein Wäſchſchrank und 
einiges Hausgeräth ſind ſofort zu verkaufen 
Tauenzienplatz Nr. 5, 2 Treppen. 

Veredelte Obſtbäume von jeder Sorte und 
in jeder beliebigen Quantität offerirt das 
Dominium Klein⸗Maſſelwitz. Näheres 
beim Ziergärtner Krätzig daſelbſt. 

Eine Wohnung iſt am Dom, Hirſchgaſſe 
Nr. 3, an eine ſtille Familie zu vermiethen 
und jetzt oder zum Neujahr 1850 zu be⸗ 
ziehen. * 

Ning Nr. 1 
iſt die zweite Etage mit Fenſtern nach 
dem Ring, Termin Weihnachten, und in 
der dritten Etage eine Stube nebſt Al⸗ 
kove und Küche, Termin Michaelis bezieh⸗ 
bar, zu vermiethen. Näheres Schweidnitzer 
Straße 54 beim Wirth. 5 


Ohlauer Straße Nr. 8 
iſt ein Lokal für eine Buchdruckerei oder li⸗ 
thogr. Inſtitut zu Michaelis oder Weihnach⸗ 
ten d. J. zu vermiethen. Näheres beim 
Haushälter daſelbſt und Neue Taſchenſtr. 4 


eine Treppe hoch. 


Ein Trümeau 
ſteht billig zum Verkauf beim Glaſermeiſter 
Eifler, Schweidnitzer Straße Nr. 28. 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Comp. 


aß 


Zu vermiethen und Termin Michaelis 
d. J. zu beziehen: 
1) Schmiedebrücke Nr. 40 die Zte Etage, 
aus 3 Stuben, Alkove, Küche und Bei⸗ 
gelaß beftehend; 
Gräupnergaſſe Nr. 2 mehrere kleine 
Wohnungen; - . 
Gräupnergaſſe Nr. 3 desgleichen; 
Baſteigaſſe Nr. 6 zwei Wohnungen par 
terre, aus Stube, Alkove, Küche und 
Beigelaß beſt ' hend; 
Albrechts⸗Straße Nr. 45 a) eine geräu⸗ 
mige Hofwohnung, b) ein Verkaufsge⸗ 
wölbe, e) ein Pferdeſtall; 
Mäntler⸗Straße Nr. 9 mehrere kleine 
Wohnungen; 


Im neuerbauten Hauſe, Schuhbrücke 
Nr. 13, Ecke der Kupferſchmiede⸗Straße, 
iſt eine aus 5 Zimmern nebſt Beigelaß 
beſtehende und mit allen ſonſtigen Be⸗ 
quemlichkeiten verſehene Wohnung zu ver⸗ 
F zu DRTHANIEERR, beziehen. 

Zu vermiethen 
und bald oder Termin Michaeli d. J. 
zu beziehen iſt die dritte Etage, Junkern⸗ 
Straße Nr. 8, beſtehend aus 5 Zimmern, 
Entree und allem nöthigen Zubehör. Die 
Wohnung iſt vollſtändig renovirt und der 
Mieths⸗ Zins den jetzigen Verhältniſſen 


7) Gellhorn⸗Gaſſe Nr. 1 desgleichen; 5 i . 

8) Selma Nr. 3 mern angemeſſen. Näheres daſelbſt im Comptoir 

9) Margarethen⸗Gaſſe Nr. 10 a) die Töpferei] par terre, DT? 
nebſt dazu gehöriger Wohnung, b) meh], Wohnungs Anzeige. 


rere kleine Wohnungen; 
Seminar⸗Straße Nr. 4 und 5 a) ein 
Garten, b) eine kleine Wohnung; 
Weidendamm Nr. 5 a) Stallung zu 4 
Pferden nebſt Heuboden und Remiſe, b) 
eine kleine Wohnung; 

Albrechts⸗Straße Rr. 48 a) eine Stube 
nebſt Küche in der Iften Etage, b) der 
Hausraum, e) eine Werkſtatkz 
Kloſter⸗Straße Nr. 1 d. a) ein geräu⸗ 
miges Souterrain⸗Lokal, b) zwei kleine 
Wohnungen; 

Laurentius⸗Platz Nr. 1 mehrere kleine 
Wohnungen; 

Laurentius⸗Platz Nr. 14 desgleichen; 
ufergaſſe Nr. 28 a) mehrere kleine Woh⸗ 
nungen, b) ein Garten, e) eine Bäckerei; 
Oblauer Straße Nr. 50 zwei kleine 
Wohnungenz 

Ohlauer Straße Nr. 41 eine möblirte 
Stube in der ten Etage vorn heraus; 


Für eine Stube mit Möbein, Betten und 
Bedienung wird unter billigen Bedingungen 
bald ein ſtiller Miether geſucht. Das Nähere 
wird Herr Friedrich sen. (Taſchenſtr. 20) 
mitzutheilen die Güte haben. 8 

Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 7 ſind 
einige angenehme, ſowohl größere als 
mittlere Wohnungen zu vermiethen, und 
zu Michaelis d. J. zu beziehen. Das 
Nähere daſelbſt im Seitengebäude. 


HKönig’s Hötel garni 
Albrechtsſtraße 33, neben der Regierung, 
empfiehlt ſich einem geehrten reiſenden Pus 
blikum zur geneigten Beachtung. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hotel. 

Gräfin von Renard aus Groß ⸗Strehlitz. 
Freier Standesherr Graf von Hochberg aus 
Fürſtenſtein. Gutsbeſitzer Graf von Carmer 
Gutsbeſitzer Baron von Se⸗ 


19) Biſchofs⸗Straße Nr. 9 ein Keller; aus Panzkau. i 
20) Oblauer Straße Nr. 23 mehrere kleine] herr? Thoß aus Schollwiz. Gutsbeſitzer 
Wohnungen; Grafzvon Reichenbach aus Schönwalde. Lir 
21) ufergaſſe Nr. 37 desgleichen; eutenant von Seidlitz aus Liegnitz. Baron 
22) Ketzerberg Nr. 14 a) eine Wohnung in] von Zedlitz a. Neumarkt. Partikulier Freut⸗ 
ler aus Neu-Weisſtein. Major von Plehwe 


der Iſten und eine desgleichen in der 2ten 
Etage, jede aus 3 Stuben, Küche und 
Beigelaß beſtehend; b) mehrere kleine 
Wohnungen, c) ein Garten; 
Urſuliner⸗Straße Nr. 4 eine kleine und 
eine mittlere ns 5 
Urſuliner⸗Straße Nr. 2 mehrere kleine 
Wohnungen; 
Albrechts⸗Straße Nr. 40 die 2te und te 
Etage, jede aus 2 Stuben, Alkove und 
Küche beſtehendz 
Neue Gaſſe Nr. 8 a) die Reſtaurations⸗ 
Lokale nebſt Garten, b) eine Feuerwerk⸗ 
ſtatt, e) zwei Remiſen, d) ein Pferdeſtallz 
Kloſter⸗Straße Nr. 49 a) mehrere kleine 
und mittlere Wohnungen, b) die Flei⸗ 
ſcherei; 
28) Hintermarkt Nr. 1 a) ein Verkaufsge⸗ 
wölbe par terre, b) eine mittlere und 


aus Berlin. Erzieher Rocholl aus Wlen. 
Hauptmann von Frankenberg aus Neiſſe. 
Gutsbeſitzer Ogrodawicz. Gutsbeſitzer Elör 
aus Berlin. Gutsbeſitzer Gorzykowski aus 
olen. räſin von Bethuſy aus Bankau. 
andlungs Diener Löſſel a. Frankfurt a. M. 


W. u. 26. Sept. Abd. 10 u. Mrg. Gu. Nchm. Lu. 
— nu 


Barometer 277,05 276,92“ 277,417 
Thermometer +98 +9 + 13,0 
Windrichtung SO BRUT NE 
Luftkreis überw. überw. überw. 


Regen. 
id el: u. gi 
Getreide: Oel u. Nene Preiß 


Breslau, 26. Septer 
Sorte: beſte mittle geringſte 


24) 


200 


27) 


eine kleine Wohnung; i. ö € 
20) Weiden⸗Straße Nr. 3 mehrere mittlere Weizen, gelber 524, N 2 , M 
und kleine Wohnungen; Roggen 27 * W. 
30) Hummerei Nr. 31 Nane n 24 n „, 20 „ 
31) Graben Nr. 42 desgleichen; - affe 16 „ 18 „ 14 
32) Seitenbeutel Nr. 10 a) desgleichen, d) Rothe Kieelaat cn. .ae 51. 11 ,. 

eine Tiſchlerwerkſtatt; weiße E22 „ Er * „ 
33) Hirſchgaſſe Nr. 6 a) mehrere kleine Woh⸗ Spfeitus nette 1365 Gld. 

nungen, b) ein an der Oder gelegener 22 xohes. s. 15 Thlr. bez. 

in 


geräumiger Waaren⸗Lagerungsplag. 
Adminiſtrator Kuſche, 
Altbüßer⸗ Straße Nr. 47. 


6 106. 103. 101. 
Nübſen 93 ., 9. 90. 


Auktionen in Breslau. 


27. Sept., Nachm. 2 uhr, Scheitniger Straße Nr. 1, Wäſche, Betten, Kleider, Möbel. 
28. Sept., Vorm. 9 uhr u. Nachm. 2 uhr, neue Schweidnitzer Str. Nr. 1, der Mobiliar: 
Nachlaß der verw. Prof, Suckow. 


Börf nher te. 


Paris, 23. September. 3% — — 96%, 35. 

Köln ⸗Mindner 34% It, 8 

5 

ER. 
100%, + 

4 Gl. Ober: 


59%; 


1.0 


Br. deld 
Staats : Schuld - Scheine 3½ 
fe Pfandbriefe 4 0 1. De 


Preußiſche 
neue 4% 94 ½ Gt. 
108 Gid. . 5 150 

Bei geringem Geſchäft waren die Kourſe von Fonds unverändert. Von Eiſen N= 
Aktien nur Berlin⸗Hamburger begehrt und höher, Friedrich⸗Wilhelms Nordbahn flaues alle 


übrigen ohne Veränderung. 


Wien, 258. September. Bei mäßigem umſatze Fonds und Saur mid unver- 


ſich ſpäter etwas höher. Gold⸗ und er: Agis war 


ändert. Looſe und Bahnen ſtellten 
weichend. Wechſel blieben ſehr angeboten. % Metal. 95 % bis 96 Ftordbahn 109% 
R für das neue Anleihen 


Das Banquierhaus E. Heimann in Breslau iſt ermächtigt, 


Subſcription anzunehmen. ee e 

u, 20. September. (Amtlich.) Gel d und Feng dr 113 ½ goländiiät 
Rand e 2. egkalſerliche Dukaten % Gl. e Br. Louis⸗ 
d'or 112¾ Br. Polniſches Courant 95 ½½ Gld. Oeſterreich iche Anleihe 3Y, Br. See⸗ 
handlungs⸗ Prämien? Scheine MI Gl. Freiwillige Bi r Staats⸗ 
Schuld : Scheine per 1000 tl. 3 7% 89%, Br. Besse Nil a Pfandbriefe 4% 
99%, Gl., neu: 770 ER K e Pi Be anporiefe 4 1 4 ‚on, LE 
B. 4°, 5 7 , l. Alt Ar 5 3 * 
er : 3 ei ar ien! Breslau P Same „Freiburger 4% Kae Br. Oberſchleſiſche 
Lait. A, 100 ½ Br., Litt. B. 109 % Br. Krakau Oberſchleſiſche 63 ½ Br. Niederſchleſiſch⸗ 
Maärkiſche 84 / Br. Köln- Mindener 93 Ya Br. Friedrich⸗Wuülhelms⸗Rordbahn 48 % Gl. — 


. ͤ —4s,. —ʃ———3 
Redakteur: N imb 's. 


